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Management Summary 

Wir präsentieren ein Konzept für ein Instrument zur Ermittlung der Wirtschaftlichkeit und des 
qualitativen Nutzens von E-Government-Vorhaben. Das Instrument unterstützt die Entschei-
dungsfindung bei Führung und Management von E-Government-Programmen in behörden-
übergreifenden Projektportfolios. Es ermöglicht die Bewertung von Einzelvorhaben ebenso 
wie die Priorisierung von unterschiedlichen Projekten innerhalb eines Projektportfolios. Dar-
über hinaus ermöglicht es, den Nutzen nach Stakeholdern zu differenzieren und schafft so 
eine sachliche Grundlage für die Finanzierungsplanung gemeinschaftlicher Vorhaben. 

Unser Konzept beschreibt das methodische Vorgehen bei der Bewertung und die konkreten 

Bewertungsmodelle, die dabei genutzt werden. Die Bewertung findet in vier Schritten statt. 

Im ersten werden Kontext und Ziel der Entscheidungsfindung erhoben. Im zweiten wird eine 

finanzielle Bewertung durchgeführt. Im dritten wird diese durch eine qualitative Bewertung 

ergänzt. Und im vierten Schritt werden die Ergebnisse konsolidiert und eine einfach ver-

ständliche Argumentationslinie wird entwickelt. Bei mehreren Projekten wird zudem ein Ran-

king durchgeführt.  

Die zugrundeliegende Methodik stützt sich auf vier Indikatorenfelder: Ressourcen, Leistun-
gen (Output), Wirkungen (Outcome) und Vernetzung. So werden die vier Befähigungspoten-
tiale Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit, Wirksamkeit und Transformation greifbar. Zu deren Be-
wertung werden neben konventionellen finanziellen Bewertungsinstrumenten, wie etwa Net 
Present Value, auch neuere wie Real-Optionen verwendet. Qualitative Bewertungen ermög-
lichen zudem das Erstellen von Rankings im ganzheitlichen Kontext. Damit kann die ganze 
Wirkung von Vorhaben inklusive aller negativen und aller positiven Nebeneffekte bewertet 
werden. Das resultierenden Ergebnis berücksichtigt insbesondere die E-Government-
Strategie, die rechtlichen und die politischen Rahmenbedingungen, die Organisationsmaturi-
tät, die IT-Maturität, sowie die Perspektiven der unterschiedlichen Stakeholder. 

Zur Erarbeitung des Konzepts haben wir bestehende, generische Bewertungstheorien eben-
so herangezogen wie nationale und internationale Best Practices für die Nutzenbewertung 
von E-Government-Vorhaben. Unser eigener Qualitätsmassstab für das Design des Instru-
ments war zu allererst seine praktische Anwendbarkeit. Primär soll das Verhältnis aus Infor-
mationsnutzen und Ressourcenaufwand optimiert werden. Ausserdem ermöglicht das Kon-
zept einen schrittweise Aufbau einer empirischen Wissensbasis zur Feinjustierung des In-
struments. 
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A. Ausgangslage und Situationsanalyse 

„Die strategische Erhebung zur Umsetzung der E-Government-Strategie Schweiz hat erge-

ben, dass sich bei über 50% der priorisierten Vorhaben der Nutzen und die Wirtschaftlichkeit 

nicht monetär ausdrücken lässt. Daher hat der Steuerungsausschuss die Geschäftsstelle  

E-Government beauftragt, ein homogenes Berechnungsmodell zur Ermittlung der Wirtschaft-

lichkeit und des qualitativen Nutzens von E-Government Vorhaben zu erarbeiten.”1  

So fasst die Wettbewerbsausschreibung der Geschäftsstelle E-Government Schweiz die 

Ausgangslage und die Zielsetzung des Ideenwettbewerbs zusammen. In den folgenden Ab-

schnitten beleuchten wir die Ausgangslage aus unserer Perspektive und analysieren sie in 

der Situationsanalyse. Darauf basierend präsentieren wir das Grundkonzept eines vierdi-

mensionalen Bewertungsmodells von E-Government-Vorhaben. Das Modell bildet den kon-

zeptionalen Rahmen für das Berechnungsmodell, welches in Teil B beschrieben wird. 

A.1 Ausgangslage  

Eine Wirtschaftlichkeits- und Nutzenanalyse von E-Government-Vorhaben kann sich wegen 

der stetig wachsenden Komplexität und Vernetzung von öffentlichen Verwaltungen nicht al-

lein auf monetäre Kennzahlen beschränken. Es braucht ein homogenes Bewertungsmodell, 

welches die Wirtschaftlichkeit und den qualitativen Nutzen solcher Vorhaben ermittelt. Weiter 

müssen bei der Bewertung einzelner Vorhaben auch die Wechselwirkungen mit den parallel 

laufenden E-Government-Vorhaben auf allen Ebenen des öffentlichen Bereichs beachtet 

werden. Eine zusätzliche Herausforderung stellt die periodisch notwendige Aktualisierung 

der Bewertung eines E-Government-Vorhaben infolge der sich ständig verändernden Rand-

bedingungen der einzelnen vorhaben dar. Schliesslich wäre es schön, wenn die Bewertun-

gen der einzelnen Vorhaben im gesamten Portfolio aus verschiedenen Perspektiven aggre-

giert werden könnten (Bund, Kanton, Gemeinde oder einzelne Themen und Programme). 

Dies setzt ein integrierendes Berechnungsmodell voraus, welches Daten und Informationen 

aus verschiedenen Quellen, von verschiedenen Typen und verschiedener Qualität so mitein-

ander in Beziehung setzt, dass diese in ein homogenes Bewertungsmodell einfliessen kön-

nen. Auf technischer Ebene müssen asynchron anfallende und zudem inkommensurable 

Informationen integriert werden. Auf der organisatorischen Ebene müssen daher die wesent-

lichen erfolgskritischen Faktoren der organisationsinternen Kultur wie beispielsweise Kompe-

tenz und Offenheit der Trägergruppen, insbesondere deren Kommunikation und Kooperation 

beachtet werden. 

A.1.1 Bestehende Modelle 

Im europäischen Kontext haben sich bereits einige Modelle und Instrumente für die Kosten-

Nutzen-Wirtschaftlichkeitsrechnung von E-Government-Vorhaben etabliert (z.B. BEGIX, 

eGOV-Rechner, WiBe 4.0, SCM, vgl. dazu ausführlich Kap. D und entsprechende Quellen-

angaben). Diese berücksichtigen allerdings meist nur die interne Verwaltungsperspektive 

und setzen eine umfangreiche, aufwändige und somit kostenintensive Datenerhebung vor-

aus. Der Erhebungsprozess wird nicht unterstützt und selten besteht die Möglichkeit einer 

Anpassung an individuelle Projektgegebenheiten (vgl. dazu [8], [9]). Technische und ökono-

mische Machbarkeitsstudien für den öffentlichen Sektor berücksichtigen in den seltensten 

Fällen, die für den Erfolg von E-Government-Vorhaben wesentlichen, organisatorischen und 

politischen Dimensionen. Genauso wenig berücksichtigen sie die unterschiedlichen Kontex-

                                                      
1
 Geschäftsstelle E-Government Schweiz. Erarbeitung eines homogenen Berechnungsmodells zur Ermittlung der 

Wirtschaftlichkeit und des qualitativen Nutzens von E-Governmen Vorhaben. Pflichtheft zum Ideenwettbewerb. 
2009. Bern, S. 4.  
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te, in welchen die Projekte angesiedelt sind; auch diese Kontexte haben einen zentralen Ein-

fluss auf die Kosten-Nutzenargumentation sowie auf die zu berücksichtigenden quantitativen 

und qualitativen Indikatoren.  

In der Schweiz werden sowohl auf Bundes- wie auch auf kantonaler Ebene Projektdaten 

generiert, aggregiert und evaluiert – auf Bundesebene ist z.B. im Rahmen der ICO-Methode 

(IT-Controlling) die KNW (Kosten-, Nutzen- und Wirtschaftlichkeitsberechnung) zentral. Für 

IKT-Wachstumsanträge auf Bundesebene sollen eine Prüfung des strategischen Alignments 

sowie eine Risiko-Analyse unternommen werden (vgl. dazu auch Strategie, Wirtschaftlichkeit 

und Risiko bei der ICO-Methode). Beim Cockpit der Geschäftsstelle E-Government Schweiz 

werden unter anderem Daten zu den Aspekten Status, Kontakte, Abhängigkeiten etc. der 

priorisierten Vorhaben erhoben (vgl. [12]). Auf kantonaler Ebene werden allgemeine Pro-

jektmanagementinformationen zu den E-Government-Projekten gesammelt und analysiert, 

z.B. Bezeichnung, Laufzeit, externe Kosten, Kontaktperson, Projektstatus, Risiko, Abhängig-

keit zu anderen Vorhaben sowie zu deren strategischer Relevanz und Wirkung (Bezug zu 

Strategiezielen, Zielgruppen, Lösungskomponenten etc.). 

A.1.2 Grundsätzliche Anforderungen an ein Berechnungsmodell 

Das hier präsentierte „Berechnungsmodell zur Ermittlung des qualitativen Nutzens und der 

Wirtschaftlichkeit von E-Government-Vorhaben“ soll polyvalent einsetzbar sein. Während der 

Planungsphase von E-Government-Vorhaben dient es als Werkzeug zur Priorisierung der 

Projekte. Eine Steuerung von Qualität und Wirtschaftlichkeit über diese Planungs- und Ent-

scheidungsphase hinaus wird dadurch erreicht, dass das Berechnungsmodell, von der Imp-

lementierung bis hin zur abschliessenden Einführungs- und Betriebsphase, auch ein Instru-

mentarium zum Monitoring und zur Evaluation des Vorhabens bietet. Das Berechnungsmo-

dell, das in die gesamte Projektsteuerung integriert ist, leistet somit nicht nur einen Beitrag 

zur Entscheidungsfindung durch eine prospektive Kosten-/ Nutzenkalkulation. Qualität und 

Wirtschaftlichkeit werden vielmehr über den gesamten Projektverlauf geplant, gesteuert und 

kontrolliert. Das Modell fungiert dadurch als zentrales informations- sowie strategiebasiertes 

Managementinstrument. Durch diesen Lösungsansatz soll es eine politisch unterstützbare, 

auf allen relevanten Ebenen interoperable und von allen Stakeholdern getragene Entwick-

lung von E-Government ermöglichen und fördern. Das Berechnungsmodell muss daher mög-

lichst praktikabel sein. 

Um den Bedürfnissen der Praxis gerecht zu werden, wurden in einer ersten Interviewrunde 

mit mehreren E-Government-Experten Anforderungen bzw. Lösungsansätze diskutiert.2 Fol-

gende Aspekte haben sich als zentral herausgestellt:  

- Die Lösung soll zu wesentlichen Teilen auf Dimensionen und Daten aufbauen (vgl. 

dazu KNW-Analyse von Schengen), die schon in Rahmen bestehender Erhebungen 

anfallen. 

- Der Strategiebezug sowie die Berücksichtigung der Kundensicht (verwaltungsinterne 

Sicht vs. Nutzen aus Perspektive der Wirtschaft und der Bevölkerung, d.h. operative 

Leistungsverwaltungssicht) sind zentrale Anforderungen an das Instrument.  

Dabei gilt es zu berücksichtigen, dass Erfahrungen mit der Erhebung und der Interpretation 

der Kennzahlen fehlen und dass die Datenerhebung aufgrund mangelnder Kostentranspa-

renz auf Leistungserbringer- und Leistungsbezügerseite in einer ersten Phase schwierig sein 

dürfte. Es lassen sich basierend z.B. auf den Indikatoren der Legislaturplanung 2007-2011 

(vgl.http://www.bfs.admin.ch/) nur in seltenen Fällen Kennzahlen identifizieren, die durch das 

                                                      
2 An dieser Stelle möchten wir uns bei unseren Interviewpartner bedanken, die flexibel kurzfristig und offen für 

unsere Fragen Zeit gefunden haben sowie bei unseren Kollegen, die uns im Prozess kritisch und konstruktiv 
begleitet haben (vgl. Liste im Kap. F1). 
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E-Government-Vorhaben so beeinflusst werden, dass sich der Effekt auf das Vorhaben zu-

rückführen liesse. So steht E-Government in der Schweiz vor der Herausforderung, nur auf 

wenig bestehendes Zahlenmaterial zur Wirkung der Behörden zurückgreifen zu können, aber 

dennoch die Auswirkungen eines Vorhabens möglichst präzise fassen zu wollen. Deshalb 

wird hier vorgeschlagen, mit einem pragmatischen Lösungsansatz zu beginnen und diesen 

über einen kontinuierlichen Verbesserungsprozess zu verfeinern. Dabei wird der wiederhol-

ten Anwendung eines Ansatzes in verschiedenen Phasen der Projekte ein höherer Stellen-

wert eingeräumt als einer grossen Detaillierung. 

Die Eidgenössische Finanzkontrolle (EFK) hat im Dezember 2007 einen Bericht zur Quer-

schnittsprüfung im Bereich Kosten, Nutzen und Wirtschaftlichkeit bei Informations- und 

Kommunikationstechnologie-Grossprojekten herausgegeben [10]: Im Bericht wurde analy-

siert, inwieweit ein aussagekräftiger Wirtschaftlichkeitsnachweis bei 3 ausgewählten IKT-

Grossprojekten (ZEMIS, MISTRA und DWH) vorhanden sei [10, S. 3]. Wirtschaftlichkeit war 

bei 2 von 3 Projekten vorhanden; stellt man aber, rein nach KNW-Sicht, den quantifizierba-

ren Nutzen dem Projektaufwand pro Jahr gegenüber, hätte keines der 3 Projekte realisiert 

werden dürfen. Die EFK kommt daher zum Schluss, dass die KNW-Methode an ihre Gren-

zen stösst, vor allem wenn es sich um Meliorationsprojekte handelt und empfiehlt, diese vor 

allem bei der Variantenwahl als Entscheidungsinstrument zu verwenden.  

A.2 Situationsanalyse  

In der Situationsanalyse analysieren wir die wichtigsten situativen Rahmenbedingungen und 

Herausforderungen von E-Government-Vorhaben, welche ein erfolgsversprechendes nut-

zenorientiertes Bewertungs- und Berechnungsmodell unbedingt beachten muss. 

A.2.1 Abgrenzung der E-Government-Vorhaben  

Um die politisch gewünschte Entwicklung und Innovation von E-Government in der Schweiz 

zu fördern, müssen Anreize für die Finanzierungsaufschlüsselung und für die Förderung der 

Zusammenarbeit auch zwischen den föderalen Ebenen (vertikale sowie horizontale Koopera-

tion) geschaffen werden. Wir haben uns in einem ersten Schritt gefragt, woran heute Projek-

te scheitern bzw. weshalb Projekte langsam starten. Ausserdem war uns wichtig, die Treiber 

zu identifizieren, welche Synergien ermöglichen und Ineffizienzen im Einsatz von Ressour-

cen verhindern. Im Bericht der EFK [10] wird auf die Problematik hingewiesen, dass es in der 

Praxis schwierig zu unterscheiden sei, wann eine Studie, ein Projekt oder eine Anwendung 

als IKT-, E-Government- oder als Organisationsvorhaben angemeldet werden soll. Wir 

schlagen einen Verzicht auf diese Unterscheidungen vor, weil primär die Strategierelevanz 

im Vordergrund stehen sollte. Bundesrat Hans-Rudolf Merz bezeichnet E-Government all-

gemein als Einsatz der Informations- und Kommunikationstechnik in der Verwaltung. Eine 

grundsätzliche Zielvorstellung von E-Government-Vorhaben ist die effiziente und bürgernahe 

Gestaltung der Verwaltung und ihrer Dienstleistungen. Durch eine bessere Abstimmung der 

Prozesse sollen Synergien genutzt und die jeweilige Standortqualität erhöht werden [11]. Der 

Nutzen von E-Government-Vorhaben bemisst sich für uns daran, inwiefern die folgenden 

drei Entwicklungsziele der E-Government-Strategie Schweiz unterstützt und gefördert wer-

den: (1) Die Wirtschaft wickelt den Verkehr mit den Behörden elektronisch ab; (2) Die Behör-

den haben ihre Geschäftsprozesse modernisiert und verkehren untereinander elektronisch 

sowie (3) Die Bevölkerung kann die wichtigen – häufigen oder mit grossem Aufwand verbun-

denen – Geschäfte mit den Behörden elektronisch abwickeln [11]. Analog zu vergleichbaren 

Vorhaben auf der EU-Ebene sollte der Einsatz der IKT in öffentlichen Verwaltungen durch 

einen organisationalen Wandel (Transformation) begleitet werden. Dies erhöht zwar die 

Komplexität der Vorhaben, sichert aber die Umsetzung im Sinne der genannten strategi-

schen Gesamtziele des E-Government.  
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A.2.2 Nutzen öffentlicher Dienstleistungen  

Auch wenn die Thematik der Wirtschaftlichkeit in der Strategie öffentlicher Verwaltungen 

eine hohe Priorität haben sollte, ist sie in ihrer Beziehung zum politischen Auftrag und zur 

Rechtsstaatlichkeit zu sehen. Öffentliche Dienstleistungen erzeugen einen Kostenaufwand, 

dem nicht notwendigerweise ein unmittelbarer „Return on Investment“ gegenüberstehen 

kann. Das Wirtschaftlichkeitsprinzip im idealtypischen Kontext öffentlicher Verwaltungen zielt 

daher auf die jeweils kostengünstige Variante, unter Berücksichtigung der Kundensicht, der 

Qualität und der Risiko-Analyse. Es geht also nicht um absolute, sondern um eine relative 

Wirtschaftlichkeit gegenüber dem Primat des Rechtes und der Politik – im Sinne des Berichts 

der EFK sollte das Werkzeug deshalb auch verwendet werden, um verschiedene Varianten 

miteinander zu vergleichen. 

Die Kosten-Nutzen-Kalkulation zur Förderung von E-Government-Vorhaben muss daher den 

spezifischen Kontext öffentlicher Verwaltungen berücksichtigen. Je nach Kontext und Be-

dürfnis werden situativ bestimmte Dimensionen gewichtet und beim Lösungsansatz im Vor-

dergrund stehen. Hierbei können folgende Problemkonstellationen auftreten: 

(1) Vorhaben, bei denen die Kosten an einem Ort, der Nutzen jedoch an einem an-

deren Ort entstehen 

Diese Konstellation trifft bei vielen der priorisierten Vorhaben zu. Wenn mehrere Ak-

teure aus der Ersteller- und Betreiberperspektive und heterogene Interessenkonstel-

lationen aus der Nutzerperspektive vorliegen, ist die finanzielle Aufschlüsselung eine 

Herausforderung. Eine Methode für die Kosten-Nutzen-Berechnung (inkl. der qualita-

tiven Dimension) bietet in diesem Kontext Argumente und Anreize, um die Akteure zu 

einer angemessenen Lastenverteilung zu motivieren und den Prozess auf breiter Ba-

sis zu unterstützen (vgl. auch Benefit-Management [13] sowie [25])  

(2) Deadlock- bzw. Trittbrettfahrer-Problematik  

Die Austauschprozesse innerhalb der E-Government Community entwickeln sich zu-

nehmend in Richtung des „Open Source Ansatzes“. Nutzen durch Innovation kann 

auf diese Weise potenziert werden. Gleichzeitig stellen sich das in den Sozialwissen-

schaften als „Collective Action Problem“ bekannte Phänomen und die damit verbun-

dene Deadlock-Problematik ein – keiner will sich bewegen; man wartet, bis andere, 

die am offenen System beteiligt sind, eine Lösung gefunden haben. Erst dann han-

delt man je nach Situation und Wirkung (vgl. auch Public Choice Ansatz). Die Her-

ausforderung besteht hier darin, derartige Handlungsblockaden zu lösen und die Be-

reitschaft für innovative Vorhaben zu unterstützen. Auch hier kann eine Diskussion 

über Wirtschaftlichkeit und qualitativen Nutzen anhand ausgewählter Dimensionen 

verdichtet werden und als Grundlage für die Entscheidungen in Gremien dienen (z.B. 

veranschaulicht durch eine Ampeldarstellung, System- oder Ursache/ Wirkungs-

Diagramme) 

(3) Regulierungsfolgenabschätzungen 

Wirkungsanalyse und Kosten-Wirksamkeitsbeurteilungen sind im Vorfeld von Regu-

lierungen von Bedeutung. Gemäss Richtlinien des Bundesrates sind die volkswirt-

schaftlichen Auswirkungen nach den folgenden Punkten zu untersuchen und darzu-

stellen: (1) Notwendigkeit und Möglichkeit staatlichen Handelns, (2) Auswirkungen 

auf die einzelnen gesellschaftlichen Gruppen, (3) Auswirkungen auf die Gesamtwirt-

schaft, (4) Alternative Regelungen und (5) Zweckmässigkeit im Vollzug [vgl. 14]. In 

diesem Kontext werden Argumentationsstränge benötigt, um E-Government-

Vorhaben der öffentlichen Verwaltungen gegenüber der Politik bzw. Legislative zu le-

gitimieren.  

(4) Priorisierung im Portfoliomanagement  

Auf Ebene Portfolio wird ein Instrument benötigt, das den Entscheidungsfindungspro-

zess unterstützt, wenn es zu klären gilt, ob ein Vorhaben im Portfolio aufgenommen 
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wird oder nicht. Mit fixen Metriken, welche Vergleichbarkeit gewährleisten, sollen fol-

gende Fragen beantwortet werden können: a) Kommt das Vorhaben ins Portfolio? b) 

Wenn ja, warum? c) Was ist der Nutzen? d) Tun wir das Richtige? (Effektivität). Am 

Ende sollen die Entscheidungsträger eine klare Empfehlung erhalten, die Fragen der 

Flexiblität (Zeitdimension), der Abhängigkeiten zwischen den Vorhaben sowie der 

Maturität (Politik, Recht und Organisation) mitberücksichtigt. 

(5) Kontextveränderungen  

Nutzen ist kontextabhängig; wenn sich der Kontext verändert (z.B. wenn sich eine 

Strategie über Zeit ändert, wenn sich Abhängigkeiten zu bestimmten Vorhaben ver-

schieben oder Enablers sich verzögern), müssen das Nutzenmanagement adaptiert 

und die Analyse der Interessenkonstellation im Rahmen der Stakeholderanalyse neu 

eruiert werden. 

A.2.3 Dynamik des Nutzens   

Aus einer theoretischen Perspektive ist festzuhalten, dass der Wert einer Investition bzw. 

eines Vorhabens sowohl abhängig vom Kontext als auch abhängig von späteren Handlungs-

optionen und Prozessverläufen ist. Es kann daher keine referenzfreie Bewertung geben: 

Bewertungen über eine Handlung, eine Investition oder ein Vorhaben erfolgen immer in ei-

nem vorgegebenen Kontext. Schwierig ist es allerdings, eine Bewertung von Variablen vor-

zunehmen, die sich erst in der Zukunft einstellen. Es ist somit unabdingbar, Annahmen über 

die Zukunft zu treffen und im Rahmen von Szenarien mögliche Varianten zu integrieren.  

Auch hinsichtlich der Entwicklung strategischer Ziele ist von bestimmten Grundannahmen 

auszugehen. Die Gültigkeit und schrittweise Realisierung der E-Government Strategie 

Schweiz bzw. der kantonalen E-Government-Strategien kann beispielsweise als gegeben 

betrachtet werden. Alternativen dazu sind die Extremszenarien (z.B. bzgl. der Frage der 

Demokratie, wirtschaftlicher oder politischer Entwicklungen) sowie die Berücksichtigung der 

nationalen und lokalen Legislaturplanungen. Weiterhin sind in der Bewertung eines Vorha-

bens unterschiedliche Akteursperspektiven zu berücksichtigen. Ausgehend von einer Zu-

kunftsperspektive werden gewisse Szenarien mit bestimmten Kosten-Nutzen-Relationen, 

welche von unterschiedlichen Faktoren abhängig sind, analysiert, verglichen und priorisiert. 

Die Bewertung soll: 

(1) Bedeutung des Vorhabens für die verschiedenen Akteure aufzeigen 

(2) Dadurch den E-Government-Lifecycle (Studie, Projekt, Betrieb eines Vorhabens) ins-

gesamt erleichtern (inklusive Stakeholder-Management)  

(3) Das Nutzenmanagement im Laufe des ganzen Vorhabens unterstützen (d.h. auch im 

Falle von „Moving Targets“, die im Projektverlauf zur Verschiebung des Kontextes 

und damit auch des Bewertungsrahmens führen können)  

Es geht also nicht nur um den Entscheid, ob ein Projekt durchgeführt wird oder nicht, son-

dern auch um die Erhebung von Informationen, die die effektive Durchführung des Vorha-

bens unterstützen. Dank eines Benefit-Managements kann periodisch die Berechnung bzw. 

Einschätzung der Nutzverteilung neu ermittelt und die Problemlage und Risiko-Analyse 

überblickt werden 

A.2.4 Adressatengerechte Perspektiven 

Das von uns vorgeschlagene integrierte Berechnungsmodell zur Ermittlung der Wirtschaft-

lichkeit und des qualitativen Nutzens von E-Government Vorhaben dient in erster Linie den 

Organen im E-Government Schweiz: Steuerungsausschuss, Expertenrat, Geschäftsstelle, 

federführende Organisationen sowie den Leitungspersonen oder -gremien der priorisierten 
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Vorhaben. Sie verwenden das Modell zur Priorisierung, dem Monitoring, Controlling und der 

Evaluation der Vorhaben.  

Auf den drei föderalen Ebenen lassen sich jeweils eine strategisch-politische und eine opera-

tive Akteursebene mit einem je eigenen Anforderungsprofil an das Instrument unterscheiden 

(vgl. Tab 1).  

Akteure  Anforderungen an das Instrument  

Strategisch-politische Ebene   

Strategische Planungs- und  
Entscheidungsinstanz  

Einfache Grundlage für Entscheidungsfindungsprozess 
Priorisierung, Controlling, Evaluation 
Legitimationsinstrument für Vorhaben  

Operative Ebene   

Programmmanager / Stabstelle bzw. 
Geschäftsstelle E-Government 

Beitrag zur Entwicklung von E-Government 
Koordination, Support  
Generierung von Synergien 
Lerneffekte für die Organisationen  
Analyse von Interessenkonstellationen, Korrelationen und Probleme  

(federführende) Organisationen  Priorisierung 
Interessenüberprüfung 
Support 
Kostengünstige Variante bei der Umsetzung 
Synergien, Abhängigkeiten, Risiken 

Projektleitung  Projektmanagement  
(inkl. Stakeholder-, Risiken- sowie Nutzenmanagement) 
Controlling, Evaluation  

Tabelle 1 Akteure und deren primären Bedürfnisse am Instrument 

Bezüglich der Anforderungen an Instrumente zur Berechnung der Wirtschaftlichkeit von E-

Government Vorhaben werden in der Literatur folgende Dimensionen in den Vordergrund 

gestellt [9, 15]:  

(1) Multiperspektivische Betrachtung (Integrierte Berücksichtigung der Perspektiven aller 

am Leistungserstellungsprozess beteiligten Anspruchsgruppen) 

(2) Entscheidungsunterstützung (Eignung zur Vorbereitung einer Investitionsentschei-

dung, d.h. Ausweisung konkreter Zahlen zur Abschätzung der Wirtschaftlichkeit als 

Ergebnis) 

(3) Multidimensionalität (Berücksichtigung von projektspezifischen qualitativen Nutzen-

dimensionen neben monetären Grössen)  

(4) formativer Charakter (Ableitung konstruktiver Verbesserungshinweise für das evalu-

ierte Projekt sind möglich).  

Bei der Wirtschaftlichkeitsbetrachtung werden somit die Dimensionen Bürger / Unternehmen 

und Verwaltung mit deren Zielen differenziert und folgende Dimensionen analysiert: Dring-

lichkeit, Qualität und Strategie, externe Effekte. Heeks [16] illustriert anhand der Kearns„- und 

der eGEP-Methode (vgl. dazu F.4/ F.5) die unterschiedliche Herangehensweise bei der Er-

fassung von öffentlichem Nutzen von E-Government-Vorhaben: Geht es bei Kearns um Leis-

tungserbringung, Erzielen von Outcome und Vertrauen, fokussiert eGEP die organisatori-

sche (Effizienz), die nutzerorientierte (Effektivität) und die politische (Demokratie) Ebenen. In 

der Übersicht präsentieren sich die zentralen Nutzendimensionen wie folgt: 
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Tabelle 2 Nutzendimensionen von E-Govenrment nach Kearns (zit. nach [16, S. 22]) 

 

 

Tabelle 3 Nutzendimensionen von E-Govenrment nach eGEP (zit. nach [16, S. 22]) 

 

Die Ergebnisse aus der wissenschaftlichen Diskussion können mit den Inputs aus der Praxis 

teils bestätigt, teils ergänzt werden. Aus den Gesprächen mit potentiellen Nutzern eines sol-

chen Instruments in der ersten Phase unserer Analyse ging hervor, dass das Instrument fol-

gende Aspekte berücksichtigen könnte: (1) Effektivität (erreicht die Lösung die Ziele, die ich 

will?), (2) Effizienz (Kosten-Nutzen-Verhältnis, nicht nur beim Betreiber, sondern im ganzen 

Prozess / bei allen Prozessbeteiligten), (3) Qualität des Outputs (fallabhängig, z.B. Fehler-

quote, Informationsgehalt, Kundenzufriedenheit etc.), (4) Inklusion (Auslandschweizer, Be-

hinderte, Senioren etc.), (5) staatspolitische Ebene (Partizipation, Transparenz) (6) Prozess 

(medienbruchfrei, nahtlose Abwicklung, Holprinzip) (7) Potential für Flexibilität und Weiter-

entwicklung (Flexibilität bzgl. Skalierbarkeit, lernende Organisation) und (8) Risiken (Regulie-

rung, Prozesse, Risk-Management im klassischen Sinn; Limiten der Hilfsmittel). Die Metho-

dik soll die unerwünschten Wirkungen ebenfalls erfassbar machen.  

A.3 Grundprinzipien unserer Lösung  

Wir schliessen unsere Überlegungen zur Ausgangslage und zu den situativen Herausforde-

rungen der Bewertung von E-Government-Vorhaben mit der Skizzierung der Grundprinzipien 

der von uns vorgeschlagenen Lösung.  
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A.3.1 Grobkonzept des Bewertungsmodells  

Im Rahmen des Grobkonzeptes (August 2009) präsentierten wir ein Modell, welches strate-

giebasiert ist und auf [1], [2], [3] und bzgl. systemischen Aspekten auf [5] basiert.  

 

Abbildung 1 Das integrierte Berechnungsmodell (eigene Darstellung) 

 

Die Interessen, Zielsysteme und Vorgaben der relevanten Stakeholder steuern den Prozess 

des Vorhabens von der Planung bis zur organisatorischen Integration. Als Stakeholder sind 

im Kontext der E-Government-Vorhaben die Wirtschaft mit ca. 300„000 Unternehmen in 88 

Wirtschaftszweigen [6], die Behörden (ca. 80 Behörden auf eidg. Ebene, 26 Kantone und 

2600 Gemeinden) und die Bevölkerung mit 7.7 Mio. Einwohner zu verstehen. Je nach Vor-

haben müssen daraus die spezifische Stakeholdergruppen identifiziert werden.  

Als Bezugsrahmen eignet sich das European Interoperability Framework, welcher zwischen 

einer politischen, rechtlichen, organisatorischen, semantischen und  syntaktischen/ techni-

schen Ebene unterscheidet [7]. Gemäss dem eigenen Ansatz wird aus einer Stakeholder-

analyse ein strategischer Impact abgeleitet und in qualitativen Indikatoren abgebildet. Für die 

Indikatoren werden insbesondere die E-Government-Strategie und die Legislaturplanung als 

Basis berücksichtigt. Die Bewertung des strategischen Nutzens erfolgt methodisch mittels 

einer Nutzwertanalyse (Herausforderung: Modalität und Chronizität), was ein differenziertes 

strategisches Benchmarking zu alternativen Problemlösungen ermöglicht.  

Die Spezifizierung des strategischen Nutzens soll anhand der vier Indikatorenfelder Res-

sourcen, Leistungen (Output), Wirkungen (Impact) und Vernetzung (Integration) erfolgen. 

Diese werden durch Kennzahlen belegt. Betrachtet man die Indikatorenfelder in ihrer Wir-

kungsrelation, lassen sich die vier organisationalen Befähigungspotentiale Sparsamkeit 

(Economy), Wirtschaftlichkeit (Efficiency), Wirksamkeit (Effectiveness) und Transformation 

(Change) bestimmen, die durch ein Vorhaben jeweils positiv oder negativ beeinflusst werden 

können. Das integrierte Berechnungsmodell ist zyklisch-iterativ konzipiert und unterstützt bei 

konsequenter Anwendung den qualitativen Spiraleffekt im Sinne eines kontinuierlichen Ver-

besserungsprozesses. Sparsamkeit wird dann erreicht, wenn auf der Basis der Vernetzung 

geeignete Ressourcen (Personal, Technik, Zeit  Kostenarten) mit kleinstmöglichem Mit-
teleinsatz beschafft werden können. Wirtschaftlichkeit bewirkt eine vorgegebene Leistung 

mit einem möglichst geringen Ressourceneinsatz. Das Berechnungsmodell quantifiziert die 
Wirtschaftlichkeit der geplanten Investition mittels einer Kapitalwertrechnung. Dank Wirk-

Transformation
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samkeit werden vorgegebene Wirkungen durch ein möglichst geringes Volumen an Leistun-

gen erzielt. Der qualitative Nutzen wird durch Indikatoren erfasst, die auch im Qualitätsma-
nagement Verwendung finden. Die Transformation der Vernetzung der Behörden und ex-

ternen Kunden, Akteuren oder Koproduzenten entwickelt sich dann, wenn Wirkungen positiv 

rückgekoppelt werden und die Beteiligten sich zu wachsenden Wertschöpfungsnetzwerken 

verknüpfen. Die Netzwerke werden hinsichtlich ihrer Struktur (Organisation), ihrer Prozesse, 

ihrer Strategie und ihrer Kultur betrachtet. 

A.3.2 Anwendung von Szenarien  

Grundsätzlich wird in der Findung einer Bewertung immer mit einer Liste von möglichen al-

ternativen Szenarien gearbeitet. Jedes Szenario wird zudem über mehrere Stufen detailliert.  

(1) Outcome: Das Vorhaben hat konkrete Auswirkungen auf die Behördenleistung und 

deren Outcome. 

(2) Wirkung auf weitere Projekte: Das Vorhaben hat konkrete Auswirkungen auf andere, 

konkret bekannte Projekte. Unsicherheiten bezüglich deren Durchführung werden in 

die Bewertungen einbezogen. 

(3) Optionen für zukünftige Projekte: Analog (2), wobei für jedes Projekt die Wahrschein-

lichkeit der Auswirkung berücksichtigt wird. 

(4) Optionen für die Politik: Analog (3) wobei der Umfang der Projekte als Folge der an-

gepassten Politik abgeschätzt wird. 

(5) Neudefinition von Verwaltungsaufgaben: Analog (4) wobei der Umfang der Projekte 

als Folge der angepassten Verwaltungsaufgaben abgeschätzt wird. 

Es handelt sich dabei um ein in der Mathematik übliches, iteratives Approximationsverfahren, 

in welchem die Bewertung auf eine möglichst konkrete Situation vorgenommen und danach 

schrittweise verallgemeinert wird. Das Bewertungsverfahren kann adaptiv auf die Erfahrun-

gen aus bereits durchgeführten Bewertungen angepasst werden. In einem Entscheidungs-

prozess kann auch eine grössere Anzahl von Szenarien bis auf eine bestimmte Stufe be-

schrieben werden und nach einer Eingrenzung auf eine kleinere Zahl von Alternativen die 

Bewertung, insbesondere in den wesentlichen Faktoren, noch differenzierter betrachtet wer-

den. Ebenso muss auch nicht jede der obenstehenden Stufen berücksichtigt werden; sofern 

eine Stufe keinen wesentlichen Impact auf die Bewertung hat, kann sie übersprungen wer-

den.  

A.3.3 Überlegungen zum integrierenden Berechnungsmodell  

Die Anwendbarkeit und Passgenauigkeit eines integrierten Berechnungsmodells hängt we-

sentlich davon ab, inwieweit den Indikatorenfeldern Vorhaben-spezifische Kennzahlen hinter-

legt werden können. Zudem muss sich der Aufwand zu deren mehrmaliger Erfassung in ei-

nem sinnvollen Rahmen bewegen. Aus diesem Grund wird nicht der sofortige Einsatz des 

eGOV-Rechners3 [4] vorgeschlagen; in Kapitel 4 werden mehrere Berechnungsmodelle prä-

sentiert, welche situativ eingesetzt werden können (Möglichkeit des Taylorings im Prozess-

verlauf). Idealerweise sind die Analysegrössen so gewählt, dass die Projektleitung bei der 

Erhebung von bestehenden Informationen von der Erhebung der Anforderungen ausgehen 

kann und jeweils einen Erkenntnisgewinn zum eigenen Vorhaben erreicht. 

  
                                                      
3
 eGOV-Rechner ist ein Programm zur Kosten-Nutzen-Analyse bei der Umstellung klassischer Verwaltungspro-

zesse auf digitale Geschäftsprozesse. Entwickelt wurde das Programm vom Fraunhofer-Institut für Arbeitswirt-
schaft und Organisation (IAO) im Rahmen verschiedener Referenzprojekte und steht als Open-Source-Werkzeug 
zur Verfügung. 
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A.3.4 Schrittweise Umsetzung des Modells  

In der Erarbeitung unserer Methodik haben wir nun vier Schritte vorgesehen (vgl. dazu B 

Beschreibung des Modells): Mit dem ersten Schritt des Bewertungsrahmens möchten wir die 

vier Kreissegmente aus Abbildung 1 umreissen. Mit den Schritten zwei und drei sollen erste 

Ideen für eine finanzielle und eine qualitative Evaluation im Bereich der Identifikatorenfelder 

erfolgen (Schwierigkeit der homogenen Metriken für das Vergleichen); insbesondere das 

Erfassen von Wirkungen und Vernetzung erachten wir als grosse Herausforderung. In einem 

letzten Schritt werden die Argumente zusammengetragen bzw. unterschiedlichen Vorhaben 

rangiert.  

A.3.5 Erste Validierung unseres Modells  

Die Erarbeitung des vorliegenden Berichts wurde in drei Schritten vollzogen:  

- Initialversion: Parallel zur Erstellung der Initialversion der Dokumentation wurden in 

Interviews mit Experten sowie Vertretern der verschiedenen Zielgruppen Kernele-

mente des Berechnungsmodells erhoben. Aus deren Aufarbeitung wurde die Initial-

version der Hilfsmittel und Instrumente inklusive der Dokumentation überarbeitet. 

- Entwurf: Im Rahmen eines internen Alphatests (Beurteilen der Bewertungen eines 

aktuellen Projekts) auf der Basis der Initialversion wurden erste Einsatzerfahrungen 

gesammelt. Die Rückmeldungen führten zu einem in der Praxis – für eingeführte Be-

nutzer – anwendbaren Entwurf der Dokumentation inkl. der zugehörigen Hilfsmittel 

und Instrumente  

- Abgabeversion: Im Rahmen eines Beta-Tests mit einem komplexen priorisierten E-

Government-Vorhaben wurde der Entwurf durch Vertreter der unterschiedlichen Ziel-

gruppen validiert. Die Rückmeldungen trugen zur weiteren Verbesserung der Kapitel 

1 – 3 bei und ergänzen zudem das Kapitel 5. Die Bewertungen aus den Tests mit 

Vertretern der Zielgruppen ergaben die Aussensicht zu Kapitel 4. 

 

 

Abbildung 2 Überblick Vorgehensweise 
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A.4 Zielsetzung, Abgrenzung und Aufbau  

Mit unserem Modell möchten wir einen Beitrag zur Förderung von E-Government-Schweiz 

leisten. Dabei fokussieren wir zwei Ebenen: Portfoliomanagement und Projektmanagement. 

Auf der Ebene des Portfoliomanagements soll die Methodik Folgendes ermöglichen bzw. 

unterstützen:  

(1) Bedeutung für die verschiedenen Akteure aufzeigen 

(2) Abhängigkeiten zwischen unterschiedlichen Vorhaben herauskristallisieren 

(3) Priorisierung von Projekten erleichtern (Strategieabhängigkeit) 

(4) Entscheidung zur Durchführung eines Projektes unterstützen sowie  

(5) Controlling und Evaluationen ermöglichen.  

Auf der Ebene des Projektmanagements soll  

(1) die Bedeutung des Vorhabens für die verschiedenen Akteure aufzeigt 

(2) die Auswahl der Szenarien erleichtern 

(3) das Projektmanagement insgesamt erleichtert (Modularität) sowie  

(4) das Nutzenmanagement im Laufe des ganzen Vorhabens unterstützt werden. 

 

 

Abbildung 3 Fokussierung auf zwei Ebenen 

 

Die Methodik soll bei der Identifikation und Evaluation des wirtschaftlichen und volkswirt-

schaftlichen bzw. qualitativen Nutzens die unterschiedlichen Stakeholderperspektiven beach-

ten und gewichten (z.B. hohe Heterogenität bei politischen Interessen), mögliche uner-

wünschte Nebenwirkungen einbeziehen sowie den Maturitätsgrad von Politik, Recht und 

Organisation mitberücksichtigen. Die Dimension der politischen Akzeptanz soll dabei nicht 

ausgeblendet werden und die Finanzen, als Treiber eines Vorhabens, entsprechend mitbe-

rücksichtigt werden. Unser Konzept soll an in der Schweiz etablierten und bestehenden Me-

thoden wie ICO und COBIT anknüpfen; weiter sollen für die Fertigung von Hilfsmitteln bereits 

etablierten EU-Modelle und -Methoden gesichtet und integriert werden.  

In seinem derzeitigen Entwicklungsstand ist das Modell und dessen Anwendung im Sinne 

eines „Work in Progress“ zu verstehen: Verschiedene Elemente der Gesamtproblematik 

wurden herauskristallisiert, analysiert und erste Ideen entwickelt, die im nachfolgenden Kapi-

tel konkretisiert werden sollen. Die vorgeschlagene Lösung soll in der konkreten Anwendung 

iterativ weiterentwickelt und optimiert werden.   

Gemäss Angaben des Wettbewerbs haben wir die Studie in 6 Kapiteln aufgebaut: (1) Aus-

gangslage und Situationsanalyse, (2) Beschreibung des Modells, (3) Anwendung, (4) Bewer-

tung, (5) Beispiel und (6) Anhang.  
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B. Beschreibung des Modells und der Methodik  

Auf den folgenden Seiten beschreiben wir unser integriertes Berechnungsmodell zur Ermitt-

lung der Wirtschaftlichkeit und des qualitativen Nutzens von E-Government-Vorhaben. Dabei 

unterscheiden wir die vier in Abbildung 4 dargestellten Module. 

 

Abbildung 4 Die vier Module des integrierten Berechnungsmodells 

B.1 Bewertungsrahmen 

Im Schritt Bewertungsrahmen wird der Bezug des Projektes zur übergeordneten Strategie 

geprüft und die Kriterien zur Evaluation festgelegt und eingesetzt. Es werden dabei Hand-

lungsfelder aus der Sicht des Management festgelegt, definiert und genau beschrieben.  

Bei der Bewertung wird eine Checkliste eingesetzt, welche die grundlegenden Schritte für die 

Nutzenabschätzung eruiert, begründet und sicherstellt, dass die notwendige Kommunikation 

zwischen den Stakeholdern und der Projektleitung auch durchgeführt wird. Entscheidungs-

träger müssen die Asymmetrie der Informationen, der Interessen und des Wissensstandes 

zwischen den Ausführenden, den Koordinatoren und sich selber genau kennen und entspre-

chende Massnahmen ergreifen. Dabei müssen die Entscheidungsträger sicher sein, dass die 

allgemeine Strategie und die angestrebte Nutzenschaffung ein fester Bestandteil für alle 

Vorhaben und alle beteiligten Stakeholder ist. 

Der Bewertungsrahmen hilft unter anderem, die Aufmerksamkeit aller Beteiligten auf die Ge-

samtstrategie und die Nutzenschaffung zu fokussieren. Er gibt ihnen so ein höheres Gewicht 

und verankert die Gesamtstrategie und Nutzenstiftung besser im Denken und Handeln der 

Stakeholder. Von einem praktischen Gesichtspunkt aus erlaubt die Checkliste, die beste-

henden Dokumentationen zu reflektieren und fokussiert die Aufmerksamkeit auf Aspekte der 

Nutzenschaffung und dazugehöriger Bewertungsmassstäbe. Dies unterstützt die Ausführen-

den und Entscheidungsträger beim Finden von Argumenten für die Legitimation ihrer Absich-

ten und die Projekte erfolgreich voranzutreiben. Dazu sollten im ersten Schritt die folgenden 

sechs Aspekte in Betracht gezogen werden: (1) Strategie, (2) Wirtschaftlichkeit, (3) Wirk-

samkeit, (4) Transformation, (5) Sparsamkeit und (6) Projekt (Siehe auch Checkliste in Ab-

schnitt C). 

  



 

17 

 

B.2 Finanzielle Evaluation 

Im nächsten Schritt wird der ökonomische Wert geschätzt und wo möglich messbar ge-

macht. Dazu werden Kapitalwertmethode (Net Present Value, NPV), Risikoanalyse, Optio-

nenliste und Sensitivitätsanalyse eingesetzt. Zur Bewertung können sowohl Net Present Va-

lue oder Kosten-Nutzen-Berechnungen angestellt werden. Dabei ist zu berücksichtigen, dass 

bei tiefen Zinsen und einer geringen Volatilität der Preise die Kapitalwertmethode nur gering-

fügig andere Resultate liefern wird, als die vollständige Abschätzung von Kosten und Nutzen.   

Die Kapitalwertmethode ist ein leistungsfähiges Werkzeug, das Managern nicht nur beim 

Abschätzen des Nutzens behilflich ist, sondern auch die Identifikation von Schlüsselelemen-

ten fördert. Ausserdem liefert die Kapitalwertmethode bei E-Government-Vorhaben der 

Schweiz nicht nur den ökonomisch messbaren Nutzwert, sondern hilft auch bei der Imple-

mentierung von traditionellen Entwicklungs- und Dokumentationsmethodiken wie Hermes 

und ICO. Methoden zur Bewertung von E-Government-Vorhaben folgen in einem gewissen 

Ausmass Kapitalwert-Berechnungen: Die Sicherung finanzieller Vorteile ist ein gewichtiges 

Argument für die Legitimation von Vorhaben. Andererseits hat die Erfahrung gezeigt, dass 

die Kapitalwertmethode nicht in der Lage ist, den strategischen, qualitativen Wert einer In-

vestition zu messen. Ein Projekt hat eben nicht nur eine bestimmte Anlagenrendite, sondern 

kann auch z.B. als „Türöffner“ für zukünftige Tätigkeiten fungieren. Das heisst, ein Projekt 

beeinflusst immer auch die künftigen Handlungsmöglichkeiten einer Organisation und kann 

diese in die Lage versetzen neue Handlungsmöglichkeiten zu schaffen oder eben nicht. Wir 

gehen davon aus, dass die Berechnung des Nutzens unvollständig ist, wenn sie nicht auch 

den strategischen Wert eines Projekts berücksichtigt. Um den Stellenwert der finanziellen 

Evaluation zu erhöhen und den strategischen Wert zu erfassen, werden einige Schritte der 

traditionellen Kapitalwertmethode durchgeführt. In den nächsten beiden Schritten wird die 

Real-Optionsanalyse mit einbezogen. In der Finanzwelt sind Optionen Verträge, in denen 

das Recht gekauft wird, in der Zukunft etwas zu tun; z.B. etwas zu kaufen oder zu verkaufen, 

wenn bestimmte Bedingungen gegeben sind. Das heisst, Flexibilität stellt einen Wert dar und 

hat einen bestimmbaren Preis. Seit den Ende der siebziger Jahre ist das Konzept der Real-

Optionsanalyse ein wesentlicher Bestandteil bei der Evaluation von Projekten im Rahmen 

der Corporate Finance. Die Bewertung mit Methoden der Corporate Finance ist besonders 

für E-Government-Vorhaben passend, da viele E-Government-Projekte einen Fortschritt an-

streben, der aus Sicht des Managements eine neue Flexibilität und neue Möglichkeiten er-

zeugt. Heutige Methoden der Evaluation von E-Government-Vorhaben haben diese Eigen-

schaft nicht. 

Die folgende Grafik zeigt den Prozess, den wir vorschlagen, um eine verbesserte Kapital-

wertmethode zu ermöglichen. Nachfolgend beschreiben wir die verschiedenen Schritte die-

ses Prozesses. 

Basiert auf ICO, COBIT, HERMES, ITIL

Kosten-Nutzen-Rechnung 

bzw. Net Present Value 

Business Case 

(Base)

Evaluation von 

Optionen

Identifikation von 

Optionen
Risiko-Analyse

Sensitivitäts-

analyse

optional optional

 

Abbildung 5 Finanzauswertungsprozess 
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B.2.1 Business Case (Basis) Methode 

Die Business Case (Basis) Methode ist die grundlegende und relevanteste Kapitalwert-

Berechnungsmethode. Im Allgemeinen wird das wahrscheinlichste Szenario als Basis-Case 

angenommen. 

Der Kapitalwert wird wie folgt berechnet: 

 
 

Dabei steht t für die Zeit, E für erwartet, B für Benefit und N für die Laufzeit. E [B(t)] ist der 

erwartete Nutzen zu einem bestimmten Zeitpunkt und d(t) der Diskontierungsfaktor von t von 

1 bis N.  

Dies erlaubt den Vergleich des künftigen Nutzens resp. Kosten mit den gegenwärtigen Inves-

titionen. Im Allgemeinen gilt, dass bei positivem Kapitalwert das Projekt weiterverfolgt und 

bei negativem abgebrochen wird (weitere Erklärungen dazu finden sich Kapitel C).  

Für die Evaluation sind sämtliche monetär erfassbaren Nutzen und Kosten im Projekt zu 

identifizieren. Für Unternehmen wird dazu von der Summe aller positiven Cash-Flows die 

Summe aller negativen subtrahiert. Für E-Government-Vorhaben ist es zudem wichtig, die 

Nettoempfänger des Nutzens zu identifizieren; die möglichen Stakeholder-Gruppen sind: (a) 

Wirtschaft, (b) Verwaltung und (c) BürgerInnen (siehe Abb. unten).  

 

Abbildung 6 Kapitalwertmethode in der Finanzauswertung (adaptiert für E-Government-Vorhaben) 
 

Der Nutzen für den Bürger (Citizen C), die Wirtschaft (Business B) und Verwaltung (Go-

vernment G) entspricht der Summe aller Einsparungen in Form von Zeit und/oder Geld, die 

für sie durch die Investition in E-Government–Lösungen entstehen.  

Während es einige Formen von Nutzen gibt, die sich monetär bewerten lassen, sind zwei 

von besonderer Relevanz: a) die Verringerung der Kosten und b) die Opportunitätskosten, 

welche den Faktor Zeit betreffen. Mittels dieser beiden Indikatoren können vermutlich 90% 

des Gesamtnutzens für alle beteiligten Stakeholder erfasst werden (die zugehörige Berech-

nungen findet sich in Kapitel C).  

B.2.2 Risiko-Analyse 

Die Risiko-Analyse ordnet den einzelnen Ereignissen und Massnahmen Wahrscheinlichkei-

ten zu, die ihr Eintreten resp. die passende Wirkung beziffert. Typischerweise werden bei 

einer Risikoanalyse die folgenden Schritte durchgeführt: 

(1) Bedrohung identifizieren, charakterisieren und abschätzen 
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(2) Festlegung der Verwundbarkeit kritischer Elemente bezüglich ihrer spezifischen Ge-

fahren 

(3) Risiko bestimmen 

(4) Identifikation von Möglichkeiten, das Risiko zu verringern 

(5) Risikoverringerungsmassnahmen entsprechend der verfolgten Strategie priorisieren 

(6) Rückkehr zur Kapitalwertmethode (B.2.1), um die Auswirkungen zu verändern 

Gegenwärtige Methoden der öffentlichen Verwaltung in der Schweiz integrieren das Risiko-

management (z.B. die ICO Methodik). Wir schlagen vor, für diesen Schritt zusätzlich die Inte-

roperabilitätsebenen des EIF-Rahmens [7] zu berücksichtigen. In Abschnitt C stellen wir ei-

nen Katalog für die IT-Kontrolle zur Verfügung. 

B.2.3 Identifizierung von eingebetteten Optionen 

Eingebettete Optionen sind Realoptionen, die im Rahmen der Kapitalwertberechnung mitbe-

rücksichtigt werden. IKT-Investitionen können als eigenständige Unternehmungen innerhalb 

von Organisation betrachtet werden. 

Obwohl die Kapitalwertmethode der beste Indikator zur Feststellung der finanziellen Mach-

barkeit eines Projekts ist, kann sie nicht alle finanziellen Werte erfassen, die von einem Pro-

jekt abgeleitet werden können, da sie lediglich eine statische Messung zu einem bestimmten 

Zeitpunkt ist. Zudem nimmt die Kapitalwertmethode an, dass sich das Management nach der 

Investition passiv verhält. Die Wirklichkeit ist jedoch eine andere: Manager, sowohl im priva-

tem als auch im öffentlichen Sektor, treffen fortlaufend Entscheidungen, welche laufende 

Vorhaben direkt oder indirekt betreffen. Ausserdem kann ein Vorhaben einen zusätzlichen 

strategischen Wert entwickeln und als „Türöffner“ für weitere Investitionen dienen. Die Fä-

higkeit und die Flexibilität, auf solche qualitativen Aspekte eingehen zu können, muss ein 

Wert zugemessen werden, welcher der Schätzung, die rein auf der Kapitalwert-Methode 

basiert, hinzugefügt werden sollte. 

Um diese Flexibilität des Managements zu bewerten, hat die Corporate Governance die 

Theorie der „Real-Optionen“ (RO) und „der Real-Optionsanalyse“ (ROA) entwickelt. Die ROA 

wendet im Allgemeinen Techniken an, die zur Bewertung von Finanz-Optionen (Calls oder 

Puts) bei Kapitalanlagen eingesetzt werden. Die häufigsten Real-Optionen sind [17]: 

- Verschiebung 

- Erkunden 

- Stadium 

- Änderung 

- Messen 

- Exit 

- Entwicklungsbetriebe auslagern 

- Miete 

- Strategisches Wachstum. 

Obwohl Real-Optionen eine wichtige Nutzenquelle darstellen, kann es sehr schwierig sein, 

sie genau zu berechnen. Die meisten Schätzungen erfordern numerische Methoden wie die 

Monte-Carlo-Simulation oder die Anwendung von Real-Optionen Analyse für die IKT, wie sie 

bereits in der neueren Literatur vereinzelt anzutreffen sind [18]. Die Anpassungen für das E-

Government sind dringend nötig. Wir meinen, dass die Forschung eine solche Methodik ent-

wickeln sollte, die an die Eigenheiten und Herausforderungen des E-Governments besser 

angepasst ist. 
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Zunächst wollen wir hier aber lediglich auf die Relevanz des Schrittes „Real-Optionen und 

strategisches Wachstum“ hinweisen. In Abschnitt C gehen wir genauer auf das Option-

Based Risk Management ein [17]. 

Wir schlagen vor, die Optionen so „abzubilden“, wie sie sich aus dem Vorhaben ergeben und 

dafür Entscheidungsbäume heranzuziehen, wie in dem Beispiel in Abb 7. Da beinhaltet die 

Einführung eines digitalen Katalogs zur besseren internen Abfrage auch die Option, den 

Katalog über das Internet anzubieten. 

 

 

Abbildung 7 Optionen bei der Digitalisierung eines Bibliothekskatalogs 

B.2.4 Bewertung der Optionen 

Nach dem Identifizieren der Optionen sollten diese auch bewertet werden. Die zur Bewer-

tung erforderlichen Informationen sind normalerweise nicht vorhanden und, genauso wie 

Volatilität der Zinsen im Markt, auch nur schwierig abzuschätzen. Daher ist dieser Schritt 

optional und es werden drei Alternativen zur Lösung vorgeschlagen: 

(1) Erstellen einer Liste von bedeutenden Optionen aus dem Projekt. Obwohl der tat-

sächliche Nutzen nicht messbar ist, muss der Entscheidungstreffende sich bewusst 

sein, dass in seinem Projekt Finanzwerte geschaffen werden und dass die Kapital-

wertmethode den tatsächlichen Wert des Projektes unterschätzt. 

(2) Berechnen der Real-Optionen unter Anwendung der Volatilität einer entsprechenden 

Anlage der Finanzmärkte. Dazu muss eine passende Anlage gefunden werden. 

(3) Der Einsatz von Anbieter-Benchmarks. Die Finanzierung einer IKT-Lösung erfordert 

in vielen Fällen den Einsatz von Kapital aus dem privaten Sektor. Die Anbieter sol-

cher Lösungen müssen ihre Erfolge in vergleichbaren Projekten und das mit der Imp-

lementierung einhergehende Risiko darstellen. Mit diesen Informationen ist es dann 

möglich, eine Schätzung der Optionen abzugeben, die das Projekt verursacht. 

B.2.5 Sensitivitäts-Analyse 

Eine Sensitivitäts-Analyse ist „eine Analyse des Effekts auf Projektrentabilität, der möglichen 

Änderungen bei Verkäufen, Kosten usw.“ [18] und ist erforderlich, wenn eines der folgenden 

Merkmale zutrifft [19]: 

(1) Für die Einschätzung des Projektes wird irgendeine Form eines mathematischen Mo-

dells verwendet. 

a. Es soll Gewissheit bestehen, dass die verwendeten Modelle und die damit 

begründeten Folgerung objektiv besser bestehen können. Ausserdem werden 

Argumente abgeschwächt, welche auf die Unvollständigkeit des Kenntnis-

standes resp. der Erforschung der Zusammenhänge abzielen. 

Project
Digitalize a
Catalogue 
of a library

(Acquiring
the option

for catalogue 
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Observe 
Demand

High
Demand

Exercise
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On-line
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b. Es soll gewährleistet sein, dass kleine, aber plausible Änderungen der Ein-

gangsannahmen nicht zu Resultaten führen, welche den ursprünglichen Zie-

len widersprechen. 

c. Sie möchten nicht beschuldigt werden, ihr Vertrauensniveau bezüglich der zu 

erwartenden Resultate instrumentell maximiert zu haben. 

(2) Einer der Stakeholder des Projektes verwendet mathematische Modelle, welche die 

Projektleitung untersuchen und verstehen möchte. Vermieden wird damit, dass Black-

Box-Modelle existieren, welche zu voreingenommenen oder falschen Schlussfolge-

rungen führen.  

(3) Die Schätzung braucht nicht explizite mathematische Modelle, aber verwendet und 

erforscht verschiedene Szenarien und alternative Werte systematisch. Auch in die-

sem Fall möchte die Projektleitung in der Lage sein aufzuzeigen, dass: 

a. die möglichen Annahmen hinreichend vollständig und genau untersucht wur-

den, und es beispielsweise keine Kombinationen von verifizierten Parametern 

gibt, die zu widersprüchlichen oder unvereinbaren Resultaten führen. 

b. bei der Gestaltung ausreichend Eigenschaften und Werte reflektiert wurden, 

die von allen Stakeholdern unterstützt werden. 

Die Sensitivitätsanalyse liefert einen Rahmen, in welchem Werte zwischen den verschiede-

nen Stakeholdern kommuniziert werden können. Sie erlaubt es, die Aufmerksamkeit von 

Ausführenden und Projektleitern auf Schlüsselelemente des Vorhabens zu fokussieren und 

dabei zu ermitteln, welche Schlüsselelemente welchen Nutzen schaffen. 

Betreffend unsere Methodik sind die Punkte (1) und (3) besonders relevant. Punkt (1) be-

zieht sich auf den Prozess, in welchem das Projekt Vertrauen bei den verschiedenen Stake-

holdern schafft, da Hypothesen und Annahmen in Frage gestellt werden, die während der 

Finanzberechnung aufgebaut wurden. Punkt (3) ist relevant, wenn man Real-Optionen ein-

setzen will. Während die Preiskalkulation von Real-Optionen kompliziert ist, sollte die Quelle 

der Nutzenschaffung den Projektleitern klar sein. So herausfordernd die Annahmen auch 

sind: die Liste der Argumente für alle Stakeholder wird schliesslich bereichert. Punkt (3) ist 

natürlich ebenso für eine nicht-monetäre Evaluation relevant. 

B.3 Qualitative Evaluation 

Um die qualitativen Auswirkungen eines E-Government-Vorhabens einzuschätzen, werden 

die passenden Indikatoren des Projekts „Measurement Framework Final of the eGovernment 

Economics Project“ [22] eingesetzt. Diese wurden an die E-Government-Strategie der 

Schweiz adaptiert und an die zwei Indikatorenfelder „Wirkungen“ und „Vernetzung“ ange-

passt. 

Die von uns vorgeschlagenen Methodik zur nicht-finanziellen Evaluation besteht aus drei 

Bereichen: Business Case, Risikoanalyse und Sensitivitätsanalyse (siehe Abbildung 8). 

Die Risiko-Analyse sowie die Sensitivitätsanalyse sind sich aus methodischer und operativer 

Sicht ähnlich und im Kapitel der finanziellen Evaluation bereits dargestellt. Verglichen mit 

diesen beiden ist die „Base Case“ Methode recht unterschiedlich. Eine angemessene Form 

der Evaluation von sozialen Effekten ist letztlich die Aufgabe politischer Entscheidungsträger. 

Die Stakeholder müssen einen politischen Konsens finden, was für die Gesellschaft erforder-

lich oder nicht erforderlich ist. 
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Abbildung 8 Qualitativer Auswertungsprozess 

 

Die Indikatoren im Business Case werden bezüglich ihrer Auswirkungen bewertet. Der Um-

stand, ob es sich um einen direkten oder nur einen indirekten Nutzen handelt, wie auch der 

die zum Indikator zugehörige Stakeholdergruppe dienen als Gewicht. 

Es ist anzumerken, dass das hier vorgestellte Modell nicht notwendigerweise den gesamthaft 

möglichen Nutzen eines Vorhabens erfasst. Es ist jedoch jederzeit möglich, dem Modell 

neue Indikatoren hinzuzufügen, um es zu erweitern und um sich auf die Punkte zu konzent-

rieren, die zur Auswertung einer Investition wirklich relevant sind. Zu Beginn sollten die Aus-

wirkung abgeschätzt werden, die das Projekt für jeden Indikatoren aufweist. Dies nicht zu-

letzt, um das Gesamtergebnis der „erwarteten“ Auswertung der qualitativen Indikatoren zu 

erhalten. Ähnlich wie bei einer Finanzanalyse müssen die entsprechenden Risikobeurteilun-

gen und weitere Tests durchgeführt werden, um einen realistischen Eindruck der tatsächli-

chen Auswirkungen des Projektes zu erhalten. 

B.4 Ranking und Argumente 

Ziel des letzten Arbeitsschritts ist die Aufarbeitung einer Argumentationslinie mit Fokus auf 

die Nutzenperspektive sowie das Benchmarking zwischen unterschiedlichen Vorhaben (oder 

im Rahmen von diesen, zwischen unterschiedlichen Szenarien). Daraus können Empfehlun-

gen abgeleitet werden. 

Die einzelnen Argumente werden aus den Schritten 1 bis 3 der Methodik zusammengetra-

gen; über die verschiedenen Schritte der Methodik hat der Ausführende eine Anzahl an Ar-

gumenten gesammelt, die verwendet werden können, um die Notwendigkeit eines E-

Government-Vorhabens zu legitimieren. An diesem Punkt wird man in der Lage sein, Stär-

ken und Schwächen des Vorhabens aus einer Nutzenperspektive einzuschätzen. In diesem 

Prozess ist es ebenso möglich, eine qualitative Vorstellung zu den unterschiedlichen Per-

spektiven beteiligter Stakeholder sowie der sich zukünftig ergebenden Optionen zu gewin-

nen. In Kapitel C wird eine Checkliste für das Zusammenstellen der zentralen Argumentatio-

nen zur Verfügung gestellt.  

Vorhaben und/oder Szenarien können in diesem Schritt auch verglichen und priorisiert wer-

den: Anhand des E-Government-Rasters (vgl. Kap. C) werden sechs Fragen mit jeweils drei 

möglichen Antworten gestellt. Die sechs Bereiche können für die Gesamtbetrachtung ge-

wichtet werden. Die Arbeit mit dem Raster kann auf unterschiedlichen qualitativen Tiefen 

erfolgen – einerseits können die Informationen aus sämtlichen vorangegangenen Schritten 

der Methodologie zusammengetragen werden, andererseits kann der Raster auch als Orien-

tierung für Vorhaben ohne tiefgründige Analyse dienen.  

Im Weiteren lassen sich die beiden starken Instrumente der finanziellen und der qualitativen 

Evaluation auch kombinieren. Zum einen lässt sich das Resultat aus der finanziellen Evalua-

tion in die qualitative Bewertung integrieren, indem man dem erreichten finanziellen Resultat 

eine qualitative Wertung gibt. Auf der anderen Seite lassen sich die qualitativen Ergebnisse 

auch in die finanzielle Perspektive integrieren. Die beiden Varianten werden im Abschnitt C 

detaillierter vorgestellt. 
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C. Anwendung 

In diesem Kapitel werden Hilfsmittel, welche die methodischen Schritte des präsentierten 

Berechnungsmodells unterstützen, unterbreitet. Nach einer kurzen Anleitung zur Anwendung 

in der Praxis werden einige Werkzeuge und Instrumente eingeführt. Diese verstehen sich als 

Vorschläge bzw. Orientierungsbeispiele. In einem späteren Schritt kann die Palette mit Ex-

perten an die Bedürfnisse der Projektleitung und des Portfoliomanagement erweitert bzw. 

adaptiert werden. Dabei ist es zentral zu berücksichtigen, was verglichen werden muss – bei 

der Priorisierung im Rahmen eines Portfoliomanagement ist z.B. die Wahl einer gemeinsa-

men Basis (Set an vergleichbaren Dimensionen und Indikatoren für mehrere Vorhaben) von 

zentraler Bedeutung. 

C.1 Anleitung zur Anwendung in der Praxis  

Die von uns vorgeschlagene Methodik sieht vier Schritte vor (vgl. Abb. 4), welche zu folgen-

den Ergebnissen führen sollen:  

(1) Bewertungsrahmen: In diesem Schritt wird der Strategiebezug sowie die Aufklärung 

und Dokumentation der vier Dimensionen Wirtschaftlichkeit, Wirksamkeit, Transfor-

mation und Sparsamkeit reflektiert und bewertet.  

Bei der Durchführung dieses zentralen Schritts erhalten wir eine Antwort auf die Fra-

ge, ob das Vorhaben durchdacht ist. Weiter lassen sich die Handlungsfelder aus Ma-

nagementsicht identifizieren, damit diese mit der entsprechenden Aufmerksamkeit 

(allenfalls präventiv) angegangen werden können.  

(2) Finanzielle Evaluation: Im zweiten Schritt wird der ökonomische Wert eines Vorha-

bens eruiert. Neben unserem Vorgehen können hier etablierte Instrumente wie z.B. 

WiBE 4.0 oder der eGov-Rechner ergänzend herbeigezogen werden.  

Als Output dieses zweiten Schritts erhalten wir eine NPV-/Kosten-Nutzen-Rechnung, 

eine Risiko-Analyse, eine Optionenliste sowie eine Sensitivitätsanalyse. 

(3) Qualitative Evaluation: In Laufe dieses Arbeitspakets findet die Bewertung des qua-

litativen Nutzen von E-Government-Vorhaben statt.  

Eine nicht-finanzielle Bewertung anhand eines Indikatorensets liefert die Basis für die 

Risiko-Analyse und die Sensitivitätsanalyse. Wenn für das Vorhaben bereits eine 

Machbarkeitsstudie durchgeführt wurde, so können einzelne Aspekte dieser Studie in 

diesem Schritt aufgenommen werden.  

(4) Ranking und Argumente: Abschliessend werden die Daten und qualitativen Argu-

mente aus den ersten drei Schritten konsolidiert, damit a) eine Priorisierung vorge-

nommen oder b) eine Argumentationslinie aufgebaut werden kann.  

In diesem letzten Schritt erhalten wir eine Gesamtbewertung, eine Liste der relevan-

ten Wertveränderungen sowie Risikoquellen, die es zu kontrollieren gilt.  

Im Kapitel E präsentieren wir die konkrete Anwendung anhand eines Fallbeispiels; diese 
Illustration eignet sich als Anleitung zur Anwendung der Methodik in einem komplexen Fall. 
Dabei gilt immer, sich nur auf die wesentliche Ziele, Abhängigkeiten und Wirkungen des 
Vorhabens zu konzentrieren. Die Berechnung des Nutzens bzw. einige Schritte des Prozes-
ses erweisen sich als durchaus komplex; analog zu [28] empfehlen wir, nach jedem der vier 
Schritte die Resultate validieren zu lassen. Diese Tätigkeit kann von Externen übernommen 
oder an die beteiligten Stakeholders übertragen werden.  
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C.2 Hilfsmittel und Instrumente zur Anwendung  

C.2.1 Anleitung Anwendung Schritt 1: Bewertungsrahmen  

C.2.1.1 Überblick Bewertungsrahmen  

Ziel Bewertungsrahmen Überprüfung Strategiebezug und Evaluationskriterien  

Einzelne Schritte Tabelle Bewertungsrahmen ausfüllen: Bewertung, Wert und Kommenta-

re/ Referenzen 

Evaluation (quantitativ und qualitativ)  

Was brauchen wir? Datenver-

fügbarkeit? 

Vorhandene Informationen und Überlegungen zum Vorhaben, quantitati-

ve Daten, qualitative Informationen, die ev. Resultat einer Machbarkeits-

studie sind 

Instrumente, die wir zur Ver-

fügung stellen 

Bewertungsrahmen  

Anknüpfung an bestehenden 

Methodiken  

ICO / Cobit / HERMES 

Begix 

Output und Präsentation Bewertung, Klärung und Dokumentation eines Vorhabens 

Aus Management-Sicht: Handlungsfelder  

Tabelle 4 Überblick Bewertungsrahmen 

C.2.1.2 Instrument für den Bewertungsrahmen  

Im ersten Schritt des Vorgehens geht es darum zu überprüfen, ob zentrale Aspekte für das 

Vorhaben geklärt und dokumentiert worden sind.  

Dafür soll die untenstehende Tabelle benutzt werden. Die Evaluation fokussiert sechs Di-

mensionen: (1) Strategie, (2) Wirtschaftlichkeit, (3) Wirksamkeit, (4) Transformation, (5) 

Sparsamkeit und (6) Projekt. Einzelne Statements dieser Dimensionen werden bewertet mit 

(a) ja, (b) nein, (c) teilweise oder (d) nicht relevant und erhalten in einer Excel-Berechnung 

eine Bewertung auf einer Skala 0 bis 1 (Gewichtung). Ja erhält 1 Punkt, teilweise 0.3 und 

nein 0. Nicht relevant bewertete Statements werden nicht in die Wertung einbezogen. In der 

letzten Spalte können Kommentare und Referenzen zu den einzelnen Punkten notiert wer-

den.  

Die Dimensionen, welche tief bewertet sind, gelten als Handlungsfelder. Es ist wichtig, dass 

die einzelnen Schritte reflektiert und dokumentiert werden. Ein Vergleich zwischen mehreren 

Vorhaben wird durch eine standardisierte Gesamtbetrachtung jedes einzelnen Vorhabens 

ermöglicht. Die Fragen aus den unterschiedlichen Dimensionen sind aktuell zur Vereinfa-

chung des Verfahrens nicht gewichtet. Selbstverständlich kann man eine kompliziertere Va-

riante mit Gewichtung der einzelnen Positionen, falls erwünscht, vornehmen. 

Nach diesem ersten Schritt kann die Vorbereitung für das Vorhaben qualitativ, aufgrund der 

Kommentare und Notizen, sowie quantitativ, aufgrund des Totals (Mittelwert der Werte), eva-

luiert werden.  
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Es ist geklärt und dokumentiert, … Bewertung 

[ja/nein/teilweise/ 

nicht relevant] 

Wert 

[0-1] 

Kommentar / Referenz 

[Text, Verweise, Notizen] 

Strategie       

… welches klar definierte Hauptziel das Vorhaben verfolgt.    

… an welche klar definierte Hauptzielgruppe aus Business 

(B), Government (G) oder Citizen (C) sich das Vorhaben 

richtet. 

   

… wie die Vorhabensziele zur E-Government Strategie in 

Bezug stehen. 

   

… wie die Vorhabensziele zur Strategie des konkreten 

Kontexts in Bezug steht (sofern existent). 

   

Wirtschaftlichkeit       

… von welchen Vorhaben das Vorhaben abhängt.    

… für welche anderen Vorhaben Leistungen erbracht 

werden müssen. 

   

… welche Daten (Kernelemente) verwendet und zur Ver-

fügung gestellt werden (inkl. Mengen). 

   

… welche Prozesse/ Leistungen erbracht werden (inkl. 

Häufigkeiten). 

   

… wie das Vorhaben im Bezug zur IT-Strategie steht.    

Wirksamkeit       

… welche Stakeholder (B/G/C) im Vorhaben alle berück-

sichtigt werden müssen. 

   

… welche Wirkungen für welche Stakeholder erzielt wer-

den. 

   

… wie die Wirkungen (B/G/C) gemessen werden können.    

… welcher quantitative und qualitative Nutzen sich durch 

das Vorhaben ergibt. 

   

… welche Kosten und Nachteile sich durch das Vorhaben 

ergeben. 

   

Transformation       

… welche Zusammenarbeitskompetenzen durch das Vor-

haben gefestigt und ausgebaut werden. 

   

… welche Synergien dank dem Vorhaben genutzt werden 

können. 

   

… wie das Vorhaben zur Erhöhung der Maturität
4
 der 

beteiligten Organisationen beiträgt. 

   

Sparsamkeit       

… welche Kernkompetenzen der Organisationen gefestigt 

und ausgebaut (insbes. Automatisierung) werden. 

   

… wie Organisation und IT Ressourcen-schonend aligniert 

werden. 

   

Projekt        

… wie die Hauptziele mit den gegebenen Ressourcen und 

Kompetenzen im gegebenen Zeitraum und mit der nötigen 

Qualität erreicht werden können. 

   

…wie die Hauptziele, Herausforderungen und Nutzen an 

die jeweiligen Stakeholders kommuniziert werden können.  

   

Total (Mittelwert)      

Tabelle 5 Instrument für den Bewertungsrahmen 

 

                                                      
4
 Vgl. dazu ausführlich die Maturitätsstufen nach „Enterprise Architecture as Strategy“ [24], Tabelle 8-1 
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C.2.2 Anleitung Anwendung Schritt 2: Finanzielle Evaluation und 
Wirtschaftlichkeit eines Vorhabens 

C.2.2.1 Überblick finanzielle Evaluation  

Ziel finanzielle Evaluation Bewertung Wirtschaftlichkeit, ökonomischer Wert für alle Stakeholder 

Einzelne Schritte Business Case (Berechnung NPV bzw. KNR) 

Risiko-Analyse 

Identifikation von Optionen 

Evaluation der Optionen 

Sensitivitätsanalyse 

Was brauchen wir? Datenver-

fügbarkeit? 

Klassische Betriebsdaten für Finanzanalysen 

Instrumente, die wir zur Ver-

fügung stellen 

Excel für die Berechnung von NPV 

Beispiel für die finanzielle Evaluation  

Anhaltspunkte für die Risiko-Analyse 

Methodik für die Identifizierung von Real-Optionen und deren Evaluation 

Vorgehen für eine Sensitivitätsanalyse 

Anknüpfung an bestehenden 

Methodiken  

ICO, Hermes (z.B. Machbarkeitsstudie) 

Für Risiko-Analyse: CRAMM-Methode, Hermes, Cobit, EIF [27] 

WiBe 4.0, SCM, eGovRechner 

Output und Präsentation Business Case mit NPV 

Risiko-Analyse mit Massnahmen und Alternativen 

Optionenliste 

Sensitivitätsanalyse 

Tabelle 6 Überblick finanzielle Evaluation 

Bei der finanziellen Evaluation eines Vorhabens besteht bei der Bewertung des Basisfalls 

grundsätzlich die Frage, gegenüber welcher Situation man denn nun effektiv einen Nutzen 

erzeugt bzw. Kosten verursacht. Analysen von Fallbeispielen haben ergeben, dass in der 

Verwaltung der Nutzen sich oft in Form von nicht anfallenden Kosten darstellt. Zudem muss 

davon ausgegangen werden, dass sich die Welt auch verändert, wenn ein Vorhaben nicht 

eingeführt wird. Aus diesem Grund empfiehlt sich oft, mit zwei Szenarien zu arbeiten; Szena-

rio 1 untersucht den Basisfall, während Szenario 2 die Situation ohne Eintritt des Vorhabens 

beschreibt.  

Falls die Bewertung in einem Portfoliomanagement verwendet werden soll, stellt sich die 

Herausforderung, welches Vergleichsszenario ausgewählt werden soll. Ein gangbarer Weg 

ist die Ist-Situation anzunehmen. Problematisch ist, dass die Berechnungen entsprechend 

von Zeit zu Zeit aktualisiert werden müssen. Zudem müssen für jedes Vorhaben die dafür 

vorausgesetzten, notwendigen Infrastrukturmassnahmen immer zusätzlich mitberücksichtigt 

werden. 

C.2.2.2 Instrumente für die finanzielle Evaluation 

C.2.2.2.1 Vorgehen und Instrumente Business Case / finanzielle Evaluation  

Der Business Case spielt eine wichtige Rolle, weil er die Wirksamkeit von Investitionsvorha-

ben transparent und berechenbar macht. Er stellt eine finanzielle Evaluierungsmethode dar, 

um nicht zuletzt die jeweilige Zielgruppe und vor allem Entscheidungsträger von den Investi-

tionsmassnahmen zu überzeugen. Bei der Aufstellung eines Business Case gelten für die 

öffentliche Verwaltung ähnliche Regelungen wie für private Unternehmen. Es gibt aber einen 

entscheidenden Unterschied. Private Unternehmen sind normalerweise, zumindest länger-

fristig, auf Gewinn bzw. die Maximierung ihres Profits ausgerichtet, woran letztlich der Nut-

zen einer Investition gemessen werden kann (inwieweit die Investition letztendlich dazu bei-

trägt). Dagegen sind die Ziele der öffentlichen Verwaltung wesentlich komplexer. Hier geht 
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es auch um den gesellschaftlichen Nutzen, also um das Erreichen gesellschaftlicher Ziele 

wie z.B. einen verbesserten Umweltschutz.5 

Die nachstehende Business Case Matrix ermöglicht die Darstellung der Nutzen einer öffent-

lichen Investition für Wirtschaft, Verwaltung und Bürger. In dieser Matrix werden für die Er-

hebung des Kosten-Nutzen-Verhältnis einer Investition die jeweiligen Annahmen für die zu-

künftigen Jahre eingetragen. Neben der Zeit und den Real-Optionen spielt auch die Bewer-

tung eine wichtige Rolle. Dazu kommt die mögliche unterschiedliche Gewichtung von Nut-

zeneffekten bei Bürgern, der Wirtschaft und der öffentlichen Verwaltung. Am Ende wird für 

jedes Jahr (hier z.B. t = 0 bis 10) die Gesamtkosten ermittelt und mit dem jeweiligen Faktor 

diskontiert, um den reellen (quantifizierten) Nutzen über den Zeitverlauf zu erhalten. Das 

Ergebnis erlaubt die Einschätzung (und mögliche Vergleichbarkeit) des Gesamtnutzens vom 

jeweiligen Investitionsvorhaben für die Volkswirtschaft. Statt Geldwerte kann in der Tabelle 

auch Zeit erfasst werden; diese wird mit Standardwerten schliesslich auch in den entspre-

chenden Geldwert umgerechnet. 

Basisfall (J) 0 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 

                           

Einkommen                       

  
Aktuelles Einkommen 
(wenn vorhanden)                       

  
Erwartete Ersparnisse 
der Bürger                       

    Zeit                       

    Geld                       

  
Erwartete Ersparnisse 
der Unternehmen                       

    Zeit                       

    Geld                       

  
Erwartete Ersparnisse 
öffentliche Verwaltung                       

  Interne Organisation                       

    Zeit                       

    Geld                       

  

Externe Organisationen 
(andere öffentliche Insti-
tutionen)                       

    Zeit                       

    Geld                       

  Vermiedene Kosten                       

  Produktivitätszuwachs                       

                            

Eingebettete Optionen                       

  Verschieben                       

  Erforschen (Prototyp)                       

  Etappierung                       

  Skalenwechsel                       

  Abbruch                       

  
Auslagerung von  Ent-
wicklungstätigkeiten                       

  Leasing                       

                                                      
5
 Solution-Matrix, Kosten-Nutzen-Analyse für Verwaltung und Behörden – Investieren trotz knapper Kassen, in: 

http://www.solutionmatrix.de/verwaltung-behoerden.html?PHPSESSID= 6f5e59b14c03ff83212f4ebf6e8c9c72, 
26.10.2009 
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Strategisches Wachs-
tum                       

                            

Investition                       

                            

Kosten                         

  Neue Betriebskosten                       

  Training                       

                 

Diskontierungsfaktoren            
                 

Netto "Cash Flows“            
Diskontierte "Cash Flows"            

Kapitalwert             
Tabelle 7 Excel-Ausdruck für die Analyse eines Projektes 

C.2.2.2.2 Vorgehen und Instrumente Risiko-Analyse 

In diesem Schritt geht es darum zu beurteilen, nicht intendierte Effekte des geplanten Vorha-

bens zu erfassen und zu bewerten. Falls kritische Punkte identifiziert werden, sollten diese 

entsprechend in der Sensitivitätsanalyse mitberücksichtigt und im Business Case nachgetra-

gen werden. Meistens werden drei bis fünf Risiken identifiziert und Massnahmen dazu erar-

beitet.  

Neben der CRAMM-Methode (CCTA Risk Analysis and Management Method6) gibt es auch 

andere Methoden, welche sich mit der Frage des IT-Risikos in der ganzen Breite beschäfti-

gen (z.B. Hermes7). Zur Orientierung bei der Risiko-Analyse eignet sich auch das European 

Interoperability Framework [27], welches die Aufmerksamkeit auf unterschiedliche Ebenen 

lenkt: Risiko kann nämlich im politischen Kontext oder im Rahmen der rechtlichen, organisa-

torischen oder der technischen Ebene identifiziert werden (vgl. dazu Abb. im Anhang, F.5). 

Als Unterstützung für die Risiko-Analyse möchten wir ebenfalls auf [26] hinweisen und die im 

Anhang unter F.5 zu findenden Tabellen als Unterstützungsinstrumente vorlegen. Diese Zu-

sammenstellung entstand in Rahmen einer Publikation. Deren Idee war, ausgehend von ei-

ner Synopse von Erfolgsfaktoren im IT-Bereich mit bestehenden IT-Governance-

Instrumenten ein Mapping zu machen. Derart wird eruiert, wo Schwachstellen bezüglich des 

Risikomanagements oder der Risikoadressierung auftreten. 

C.2.2.2.3 Vorgehen und Instrumente zur Identifizierung eingebetteter Optionen  

Die meisten Investitionen beinhalten Optionen, die einen beachtlichen Wert zum Vorhaben 

beitragen können. Das Problem ist häufig nur, dass sie nachlässig oder fehlerhaft bewertet 

sind. Beispiele von Real-Optionen sind:  

- Abbruchoption: Die Option ist, ein Projekt zu verkaufen oder gar zu schliessen. 

- Erweiterungsoption: Die Option ist, bei günstigen Bedingungen, weitere Investitionen 

zu tätigen und Produktionsleistungen zu steigern. 

- Verlängerungsoption: Es kann möglich sein, die Laufzeit eines Assets zu verlängern, 

indem man einen festen Betrag zahlt. 

                                                      
6
 Vgl. hierzu: http://www.itsmsolutions.com/newsletters/DITYvol2iss8.htm oder http://www.cramm.com/ (Aufruf per 

2009-10-24). 
7
 http://www.hermes.admin.ch/dienstleistungen/hilfsmittel/arbeitsgruppe-sicherheit/Risiko-

Analyse/at_download/file 
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Um den Wert einer Investition mit eingebetteten Optionen zu berechnen, ist es normalerwei-

se notwendig, eine Investitionsrechnung durchzuführen. Weil bei Investitionsrechnungen 

auch immer die Wahrscheinlichkeit eines Fehlschlages, unberechenbare Folgekoste usw. 

eine entscheidende Rolle spielen, sind an diesem Punkt Optionen gefragt. Um diese Optio-

nen und deren Wert zu identifizieren, wird für ein Investitionsprojekt ein Wahrscheinlichkeits-

baum konstruiert. Dieser verfügt möglichst über mehrere Verästelungen, die Risiken und 

Chancen darstellen und jene mit einer Wahrscheinlichkeit und einer quantitativen Ausprä-

gung des Risikos bzw. der Chance bewerten. Diesen Baum sollte es aber einmal ohne und 

einmal mit eingebetteten Optionen geben, um letztlich den Wert der Optionen quantifizieren 

zu können (aus der Differenz der Summe beider Bäume). Die daraus konstruierten zwei Be-

rechnungen erlauben am Ende die Erfolgsabschätzung einer Investition. Die Problematik der 

Schätzung von Ereigniswahrscheinlichkeiten und die konkrete Bewertung von einzelnen Op-

tionen bleibt natürlich bestehen.8 

 

Abbildung 9 Literature on Real Option Types and the Related Risks Present [17] 
 

C.2.2.2.4 Vorgehen und Instrumente für die Sensitivitätsanalyse  

Die Sensitivitätsanalyse berechnet die Vorteilhaftigkeit eines Investitionsvorhabens, wenn 

sich aus der Berechnungsgrundlage ein Parameter verändert. Dabei werden drei Verfahren 

unterschieden.  

(1) Das „Verfahren der kritischen Werte“ berechnet, inwieweit sich ein Parameter quanti-

tativ verändern darf, um bezüglich der Investition noch vorteilhaft zu sein. So kann 

nach einem relativ einfachen Rechenverfahren schnell ausgesagt werden, um wie 

viel z.B. ein Überschuss einer Investition niedriger sein kann, um immer noch einen 

nicht-negativen Kapitalwert zu ergeben.  

(2) Die „Reagibilitätsanalyse der Einflussfaktoren“ misst die Änderung eines Parameters 

in Abhängigkeit der prozentualen Veränderung jeder Einflussgrösse. Damit können 

schliesslich relevante von irrelevanten Einflussgrössen getrennt werden. Hierfür kann 

an den Parametern der Kapitalwert-Formel geändert werden. So lässt sich für ein 

Vorhaben herausfinden, ob für die jährlichen Überschüsse z.B. der Kapitalwert wich-

tiger ist als der Kalkulationszinssatz. 

                                                      
8
 Zur spezifischen Definitionen von Optionen und deren Vor- und Nachteile vgl. Hull, John C., Optionen, Futures 

und andere Derivate, 7. Aktualisierte Auflage 2009, S. 899 ff. 

Table 1. IS Literature on Real Option Types and the Related Risks Present

Option Explanation
Representative 

IS studies
Risks present

Defer  Flexibility to defer investment commitment is attractive when it enables 

learning about the nature of uncertain payoffs (and immediate lost cash 

flows are small). 

Benaroch and Kauffman [7, 

8]

Customer usage/acceptance

Vendor adoption 

Restrictive legislation

Explore Flexibility to partially invest in a pilot or prototype effort (pilot enables 

learning about the extent to which technical and prototype) 

organizational risks affect the ability to complete (and realize the 

expected benefits of) a full-scale investment. 

Amram and Kulatilaka [1], 

Kambil et al. [28]

IS skills and experience

Technology maturity

IT infrastructure adequacy

Organizational adoption

Stage  Flexibility to stage an investment and kill it midstream (after 

(stop–resume) gateway reviews) is valuable when there are risks due to 

technical complexity risks, user involvement, architectural compliance, 

and so on. 

Benaroch [6] Infrastructural fit

Managerial support,organization 

adoption

 User involvement/support

Change scale  Flexibility to stage an investment and kill it midstream (after 

(stop–resume) gateway reviews) is valuable when there are risks due to 

technical complexity risks, user involvement, architectural compliance, 

and so on. 

Gaynor and Bradner [22], 

Kulatilaka et al. [31] 

Project size and complexity 

Technology maturity

Emerging standards

Exit Flexibility to exit an investment and put its resources to (switch–use) 

alternate uses provides partial insurance against failure due to client 

acceptance risk, organizational adoption risk, and so on.

Bräutigam et al. [11] Customer usage/adoption

IT infrastructure adequacy

Outsource 

development 

operations 

Flexibility to outsource development is valuable when  development 

failure risk can be transferred to a third party. Outsourcing a business 

process is contingent on when business conditions (process transactions 

load) are sufficiently unfavorable (favorable); transfers benefits benefits 

risk to a third-party service vendor.

Lammers and Lucke [33],

Whang [50] 

IS skills and experience

Uncertain investment benefits

Cost escalation

Customer demand/usage

Strategic 

growth 

(expansion)

Flexibility for favorable investment outcomes (due to  positive risk) is 

valuable when the investment creates capabilities and opportunities for 

follow-up investments.

Taudes et al. [45]

 Zhu [54] 

 Above expected customer

adoption/usage rate
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(3) Die „Bandbreitenanalyse“ nutzt pessimistische, mittlere und optimale Schätzungen, 

um daraus den schlechtesten, normalen und optimalen Fall zu errechnen. Man 

schätzt die Einzahlungsüberschüsse, verteilt sie in die drei genannten Kategorien und 

berechnet dann die Bandbreite der Kapitalwerte. Damit stehen verschiedene Szena-

rien zur Verfügung, um Gefahren und Chancen für das Projekt einzuschätzen. 

Die vorgestellten drei Methoden der Sensitivitätsanalyse widersprechen sich keineswegs, 

sondern lassen sich bei der finanziellen Evaluation von Vorhaben alle ergänzend anwen-

den. Am Ende hängt es von den Zielen ab, welche Teilmethodiken der Sensitivitätsana-

lyse angewandt werden.   

C.2.3 Anleitung Anwendung Schritt 3: Qualitative Evaluation bzw. 
volkswirtschaftlicher Nutzen eines Vorhabens 

C.2.3.1 Überblick qualitative Evaluation  

Ziel qualitative Evaluation Erfassung und Bewertung von qualitativem bzw. intangiblem Nutzen, 

Veränderungsnutzen 

Einzelne Schritte Business Case (anhand eines Indikatorensets) 

Risiko-Analyse 

Sensitivitätsanalyse 

Was brauchen wir? Datenver-

fügbarkeit? 

Qualitative Daten, Strategiepapiere, Legislaturziele, politische Ziele 

Instrumente, die wir zur Ver-

fügung stellen 

Indikatorenset für Business Case 

Vorgehen für Risiko-Analyse (anhand des Indikatorensets) 

Sensitivitätsanalyse 

Anknüpfung an bestehenden 

Methodiken  

ICO 

Begix, eGEP, MAREVA 

Output und Präsentation Liste mit Indikatoren mit bewertetem Effekt (direkt und indirekt), nach 

Stakeholders gewichtet 

Qualitative Beurteilung Vorhaben 

Qualitative Beurteilung bei eingetretenem Risiko  

Resultate Sensitivitätsanalyse 

Tabelle 8 Überblick qualitative Evaluation 

Bei der finanziellen Evaluation eines Vorhabens besteht bei der Bewertung des Basisfalls 

grundsätzlich die Frage, gegenüber welcher Situation man denn nun effektiv einen Nutzen 

erzeugt bzw. Kosten verursacht. Diese Frage stellt sich bei der qualitativen Analyse gleich-

wohl. Dabei muss ebenso geklärt werden, gegenüber welcher Situation man die Effekte be-

wertet. Wie in der finanziellen Evaluation kann auch hier mit Szenarien gearbeitet werden. 

So kann das Szenario 1 als Basisfall untersucht werden. Das Szenario 2 beschreibt die Situ-

ation ohne Vorhaben.  

Für die Portfoliobewertung stellt sich die Frage ebenso, welches Vergleichsszenario ausge-

wählt werden soll. Ein gangbarer Weg ist, die Ist-Situation anzunehmen. Problematisch ist, 

dass die Berechnungen mit fortschreitender Zeit aktualisiert werden müssen. Zudem müssen 

für jedes Vorhaben die dafür vorausgesetzten, notwendigen Infrastrukturmassnahmen immer 

zusätzlich mitgerechnet werden. Um eine vergleichbare Wertung zu erhalten, wird zudem 

darauf geachtet, dass trotz Normalisierung möglichst bei allen Projekten mit einem festen 

Satz von Indikatoren gearbeitet wird. 
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C.2.3.2 Instrumente für die qualitative Evaluation 

C.2.3.2.1 Vorgehen und Instrumente Business Case  

Die folgende Tabelle zeigt ein Set an Indikatoren, welche aus dem Projekt „Measurement 

Framework Final of the eGovernment Economics Project (eGEP)“ [22] (vorbereitet für die 

eGovernment Masseinheit der Europäischen Gemeinschaft) übernommen wurden. 

Indikator Effekt (In)direkt Relevanz Punkte 

Steigerung der Online-Foruminteraktion   C Bürger  

Steigerung der heruntergeladenen Gesetzesentwürfe   B Wirtschaft  

Steigerung der online gestellten Fragen    B Wirtschaft  

von aussen beurteilte Partizipationswertung   G Verwaltung   

von aussen beurteilte Transparenzwertung   G Verwaltung   

öffentlichen Online-Diensten mit zertifizierter Zugäng-
lichkeit 

 
 

C Bürger  

E-Ausschreibung als % der Gesamttransaktionen   B Wirtschaft  

Angestelltenzufriedenheitswertung   G Verwaltung   

Wertung der internen Kommunikation   G Verwaltung   

Wertung des internen Managements   G Verwaltung   

Wertung der Interoperabilität   G Verwaltung   

Wertung der Arbeitsinhalte   G Verwaltung   

Wertung der Organisation   G Verwaltung   

Wertung der Planung und Politikgestaltung   G Verwaltung   

Wertung der IT-Infrastrukturkohärenz   G Verwaltung   

Anzahl der umgeschulten Angestellten    G Verwaltung   

Anzahl der Telearbeit leistenden Angestellten   G Verwaltung   

Anzahl der Verwaltungsprozesse, die online verfolgbar 
sind 

 
 

G Verwaltung   

Anzahl von Verwaltungswebseiten, die Kundendienste 
(online/Callcenter) bereitstellen  

 
 

C Bürger  

Anzahl der Verwaltungswebseiten mit bidirektionaler 
Interaktion mit Benutzern 

 
 

B Wirtschaft  

Anzahl interner Protokolle, die für verwaltungsüber-
greifende Dienste benötigt werden 

 
 

G Verwaltung   

Anzahl durch IT-unterstützte, direkte Kontaktpunkte   G Verwaltung   

Anzahl von Gesetzesentwürfen für die Konsultation   B Wirtschaft  

Anzahl der neu entworfenen Geschäftsprozesse   G Verwaltung   

Anzahl von KMU, die auf dem E-Weg auf öffentliche 
Ausschreibungen offerieren 

 
 

B Wirtschaft  

Anzahl von KMUs, die die Exportanforderungen online 
regeln 

 
 

B Wirtschaft  

Anzahl von ausgeführten Online-Transaktionen    B Wirtschaft  

Anzahl der Nutzer, die positiv über E-Government 
Dienstleistungen berichten 

 
 

B Wirtschaft  

Anzahl der Nutzer, die berichten, dass die öffentlichen 
Verwaltungswebseiten die Sicherheit und Privatsphäre 
zufriedenstellend wahrnehmen 

 
 

C Bürger  

Anzahl der Nutzer, die verfügbare Information in Ver-
waltungswebseiten als fehlerfrei und glaubwürdig 
beurteilen 

 
 

B Wirtschaft  

Anzahl der Nutzer, die persönliche Information ver-
trauensvoll online zur Verfügung stellen 

 
 

C Bürger  

Nutzung von Onlinediensten/Downloads ausserhalb 
Bürozeiten 

 
 

C Bürger  

Bewertung bezüglich Informationsklarheit- und Genau-
igkeit 

 
 

B Wirtschaft  

Gesamt-E-Government-Benutzerzufriedenheitsindex   B Wirtschaft  

Gesamt-E-Government-Benutzerzufriedenheitsindex 
nach Alter/Einkommen/Ausbildung 

 
 

C Bürger  

interinstitutionelle Kooperationfähigkeit   G Verwaltung   

Gesamtarbeits-Attraktivitätswertung   G Verwaltung   

Gesamtarbeits-Befähigungsbewertung   G Verwaltung   

Gesamtservice-Qualitätsbewertung   B Geschäft  

Gesamtmenge der online verfügbaren Verwaltungs- 
und Gesetzgebungsunterlagen  

 
 

C Bürger  

Verhältnis des fachlichen zum allgemeinen Personals   G Verwaltung   

Antwortzeit der online empfangenen Fragen   G Verwaltung   

Anzahl der Plattformen, die Wissen für öffentliche 
Dienstleistungen zur Verfügung stellen 

 
 

G Verwaltung   

Anzahl der durch eine digitale Plattform unterstützten 
Privat-Öffentlichen Partnerschaften  

 
 

B Wirtschaft  

Brauchbarkeitsbewertung   B Wirtschaft  
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Nutzung des öffentlichen Verwaltungsportals bei 
Finanzierungsmöglichkeiten 

 
 

B Wirtschaft  

Gebrauch der öffentlichen Verwaltungsportale durch 
die Wirtschaft 

 
 

B Wirtschaft  

Gebrauch der öffentlichen Job-Portale   B Wirtschaft  

E-Government-Nutzung durch sozial benachteiligte 
Gruppen 

 
 

C Bürger  

Jobflexibilitätswertung   G Verwaltung   

Dokumente in den drei Landessprachen   C Bürger  

Behörden mit integrierter IT-Finanz- und Hilfsmittel-
planung. 

 
 

G Verwaltung   

Fähigkeiten der öffentlichen Angestellten im Bereich 
eGov/ICT 

 
 

G Verwaltung   

Nutzer, die über E-Service berichten, in welchen sie 
Zeit gegenüber traditionellen Methoden für ein Stan-
dardbündel an Dienstleistungen sparen 

 
 

B Wirtschaft  

  
Gesamtpunktzahl 

(normalisiert) 
 

Tabelle 9 Indikatorenset  (nach [22]) 

Wir haben diese Indikatoren als ein Beispiel genommen, um zu zeigen, wie ein Indikator ge-

bildet werden kann. Die Liste sollte möglichst von einer externen Quelle übernommen wer-

den und alle 4 Indikatorfelder aus A.3.1 berücksichtigen. Dabei ist zu erwähnen, dass jede 

mögliche Gewichtung subjektiv ist. Mit der Verwendung einer externen Liste wird die Diskus-

sion um die Wesentlichkeit eines Indikators entschärft. Zudem hat die Fehleinschätzung ein-

zelner Indikatoren in einer grossen Liste auch nicht einen sehr grossen Effekt.  

In dieser Tabelle füllen wir in die Spalte Effekt einen der Werte aus ‚starke Verbesserung„, 

,Verbesserung„, ‚keine Veränderung„, ‚Verschlechterung„ und ‚starke Verschlechterung„. In 
die Spalte (In)direkt füllen wir entweder den Wert ‚Direkt„ oder ‚Indirekt„ abhängig davon, ob 

das Projekt eine direkte Ursache der Veränderung ist, oder das Vorhaben diese nur indirekt 

begünstigt. Die Spalte Relevanz gehört zum Indikator und sollte nicht verändert werden. 

Das Beispiel zur qualitativen Bewertung findet sich in Abschnitt E.3. 

In der qualitativen Bewertung werden einige ‚Magic Numbers„ gesetzt, die nachstehend kurz 

beschrieben sind. Diese Zahlen sind an konkrete Bedürfnisse anpassbar. 

Hinter Effekt steht das Gewicht, mit welchem die Wertung in die Kalkulation eingeht. 

 
 

Für die Kalkulation werden indirekte Effekte zu 66% berücksichtigt, die direkten zu 100%. 

 

 
 

Entsprechend der E-Government-Strategie erhalten Indikatoren, die das Business betreffen, 

ein stärkeres Gewicht als Government und danach Citizen. Die Stakeholdergruppe ist in der 

Tabelle bereits im Voraus festgelegt. 

 
 

Die Punkte ergeben sich schliesslich aus dem Produkt der drei Elemente. Die Gesamtpunkt-

zahl für die Bewertung aller Indikatoren wird auf die Skala von -100 bis 100 normalisiert. 100 

wird vergeben, wenn für alle Indikatoren eine ‚starke Verbesserung„ erreicht wird, -100 ent-

sprechend bei einer ‚starken Verschlechterung„ für alle Indikatoren. Damit drückt ein Wert 

starke Verbesserung 1.0

Verbesserung 0.5

keine Veränderung 0.0

Verschlechterung -0.5

starke Verschlechterung -1.0

Direkt 100%

Indirekt 66%

B Wirtschaft 1.2

C Bürger 1.0

G Verwaltung 1.1
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über 30 typischerweise schon eine hohe qualitative Bewertung aus. Dank der Normalisierung 

bleibt das System der Indikatoren erweiterbar und die Werte sind trotzdem einigermassen 

vergleichbar. 

 
 

Durch die grosse Zahl von Indikatoren sind Vorhaben mit einem sehr grossen, aber sehr 

spezifischen Effekt potentiell benachteiligt. Solche Effekte müssen mit einer guten Argumen-

tation der Resultate angesprochen werden. Idealerweise wird versucht, den spezifischen 

Effekt zu quantifizieren und in die finanzielle Betrachtung einzubeziehen. 

 

C.2.3.2.2 Vorgehen und Instrumente Risiko-Analyse 

Die Risiko-Analyse geht auch aus der qualitativen Betrachtung heraus bzgl. der Identifikation 

der Risiken gleich vor wie bei der finanziellen Analyse. Die Bewertung der Auswirkung des 

Eintreffens eines Risikos erfolgt analog C.2.3.2.1. Dies wurde im Beispiel in E.3.2 exempla-

risch ausgeführt. 

Je höher die Eintretenswahrscheinlichkeit und die Auswirkung eines Risikos, desto wichtiger 

ist das Einleiten entsprechender Massnahmen. Sind Eintretenswahrscheinlichkeit und Aus-

wirkung hoch, wird die qualitative Bewertung entsprechend korrigiert, indem man die Bewer-

tungen der verschiedenen wesentlichen Szenarien mit der Eintretenswahrscheinlichkeit ge-

wichtet. 

C.2.3.2.3 Vorgehen und Instrumente für die Sensitivitätsanalyse 

Bei der Sensitivitätsanalyse geht es auch hier, wie bei der finanziellen Evaluation, um drei 

mögliche, unterschiedliche Betrachtungen. Dabei stellt sich insbesondere die Frage, inwie-

fern eine ungünstige Kombination von Faktoren allenfalls im Gesamten zu einer Fehlbeurtei-

lung führen kann. Dazu werden hier auf der einen Seite andere Werte für die ‚Magic Num-

bers„ in C.2.3.2.1 eingesetzt und auf der anderen Seite besonders ungünstige Szenarien 

höher gewichtet. 

C.2.4 Anleitung Anwendung Schritt 4: Ranking und Argumente 

C.2.4.1 Überblick Ranking und Argumente   

Ziel Ranking und Evaluation Benchmarking zwischen unterschiedlichen Vorhaben oder in Rahmen 

von diesen zwischen unterschiedlichen Szenarien 

Formulierung von Argumentationen aus Nutzenperspektive 

Ableitung von Empfehlungen 

Einzelne Schritte Zusammentragen der einzelnen Argumente aus den Schritten 1-3 

Bewertung anhand des E-Government-Rasters 

Benchmark zwischen Vorhaben oder Szenarien 

Empfehlungen, Quintessenz 

Was brauchen wir? Datenver-

fügbarkeit? 

Dokumentation aus Schritten 1-3 (je nach Bedürfnis, mit unterschiedli-

chen qualitativen Tiefe)  

Instrumente, die wir zur Ver-

fügung stellen 

Checkliste Argumente 

E-Government-Raster  

Anknüpfung an bestehenden 

Methodiken  

 

Output und Präsentation Argumente für Legitimation Vorhaben  

Benchmark zwischen Vorhaben bzw. Szenarien 

Tabelle 10 Überblick Ranking und Argumente 

 

39.38
Gesamtpunktzahl 

(normalisiert)
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C.2.4.2 Instrumente für das Ranking und die Argumentation   

C.2.4.2.1 Checkliste Argumente für Legitimation Vorhaben 

Die wichtigsten Argumente für die Legitimation des Vorhabens wurden in den Schritten 1 bis 

3 bereits gesammelt. Die untenstehende Tabelle kann als Checkliste bei der Argumentati-

onszusammenstellung herbeigezogen werden.  

Bereiche für Argumentationslinie Notizen, Referenzen Schritte 1-3 

Strategiekonformität Vorhaben   

Finanzielle Auswirkung (nach Stakeholders)   

Qualitativer Nutzen (nach Stakeholders)   

Maturität Organisation (Massnahmen)   

Maturität Gesetz, Politik (Massnahmen)   

Dringlichkeit der Handlung    

Risiko-Konstellation und Massnahmen   

Optionen und mögliche Szenarien    

Abhängigkeiten (von und zu)   

Transformation   

Tabelle 11 Checkliste Argumentationszusammenstellung 

C.2.4.2.2 E-Government-Raster 

Die einzelnen Vorhaben können anhand des unterstehenden E-Government-Rasters evalu-

iert, verglichen und priorisiert werden; es werden sechs zentrale Fragen mit jeweils drei mög-

lichen Antworten (Bewertung mit Ordinalskala) gestellt. Die sechs Bereiche wird für die Ge-

samtbetrachtung gewichtet. Der Raster kann mit unterschiedlich qualitativen Tiefen beant-

wortet werden – einerseits können die Informationen aus den Schritten 1-3 der vorgeschla-

genen Methodologie zusammengetragen werden, andererseits kann der Raster als Orientie-

rung für Vorhaben ohne tiefgründige Analyse gelten.  

Die Antworten zu den einzelnen Frage werden mit 0, 0.5 und 1 bewertet; für das Benchmar-

king der Vorhaben werden die Fragen zur Strategie, zur finanziellen Auswirkung sowie zur 

qualitativen Nutzen mit einer drei und die zur Maturität mit einer zwei gewichtet.  

Vorhaben / Szenario Ausprägungen (0-0.5-1) Gewichtung  

Wie strategiekonform ist 

das Vorhaben? 

□ nicht strategiekonform   

□ zum Teil strategiekonform 

□ 100% strategiekonform 

 

X 3 

Hat das Vorhaben eine 

positive, finanzielle Aus-

wirkung? 

□ Projektkosten sind höher als Einsparungen 

□ Einsparungen sind in der gleichen Grossenordnung wie die Kosten 

□ Eindeutige positive finanzielle Auswirkung 

 

X 3 

Stiftet das Vorhaben auch 

einen qualitativen, volks-

wirtschaftlichen Nutzen? 

□ keiner qualitative Nutzen 

□ qualitativer Nutzen in sekundären Bereichen 

□ qualitativer Nutzen für strategierelevante Bereiche 

 

X 3 

Ist die Organisation in der 

Lage, das Vorhaben 

umzusetzen? 

(Maturität Organisation) 

□ Organisation hat nicht die nötigen Ressourcen 

□ Organisation benötigt Unterstützung bzw. Reorganisation  

□ Organisation ist in der Lage es umzusetzen 

 

X 2 

Ist der politische Kontext 

und der rechtliche Rah-

men für das Vorhaben 

reif?   

□ Die nötige Maturität von Politik und Recht ist nicht gegeben 

□ Die nötige Maturität von Politik und Recht ist einfach erreichbar 

□ Die nötige Maturität von Politik und Recht ist gegeben 

 

X 2 

Ist es notwendig, jetzt zu 

agieren? 

□ Projekt kann ohne Verlust zu späterem Zeitpunkt durchgeführt  

   werden 

□ Verschiebung hat teilweise negative Konsequenzen für andere  

   Vorhaben 

□ Verschiebung blockiert andere strategisch relevante Vorhaben 

 

X 2 

 TOTAL  

Tabelle 12 E-Government-Raster 
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C.2.4.2.3 Zusammengesetzte Indikatoren 

Es gibt zudem zwei unterschiedliche und unabhängige Methoden vor, um die Kapitalwertme-

thode und die „nichtfinanzielle“ Evaluation kompatibel zu machen: 

i. Einen zusammengesetzten qualitativen Indikator herstellen 

Dazu muss eine einfache Regel definiert werden, um die Kapitalwertmethode zu einer ver-

gleichbaren Skala in den qualitativen Indikator umzuwandeln. 

Ein offenbar hoher positiver Kapitalwert ist mit der maximalen Punktzahl des „nichtfinanziel-

len“ Indikators gleichwertig. Die Herausforderung, mit der qualitativen Evaluation 100 Punkte 

zu erreichen, ist sehr hoch (alle Indikatoren erhalten eine Bewertung ‚starke Verbesserung„). 

Insofern sollen auch nur Projekte mit einem sehr hohen NPV 100 Punkte erhalten. Als Vor-

schlag nehmen wir die Marke 500 Millionen9. Der NPV wird entsprechend linear in Punkte 

umgerechnet: -500 Mio  -100 Punkte, +500 Mio  +100 Punkte 

Die beiden Evaluationsresultate können so für ein gemeinsames Ranking zusammengezählt 

werden. 

ii. Ändern der Diskontierungsfaktoren in der Kapitalwertberechung 

Der Kapitalwert wurde letztlich unter der Annahme entwickelt, dass der Wert heute höher ist 

als der morgige. Um Cashflows über die Zeit vergleichbar abzubilden, müssen zukünftige 

Cashflows entsprechend folgender Regel abgerechnet werden (r=Kosten des Kapitals, 

t=Zeit): 

 

 
 

Wenn „r“ hoch ist, müssen die zukünftigen Cashflows höher sein, um die Investition zurück-

zubezahlen. Wenn Unternehmen sich in riskanten Investitionen engagieren, erwarten sie 

einen höheren Ertrag. Um die zwei Berechnungen kompatibel zu machen können Vorhaben 

mit einer hohen qualitativen Bewertung einen verringertes r erhalten, während Vorhaben mit 

geringerer qualitativer Bewertung ein erhöhtes r erhalten. Diese Anpassung macht auch aus 

finanzieller Sicht Sinn, solange gewisse Rahmenbedingungen eingehalten werden. Konkret 

bedeutet, ein Diskontierungsfaktor von 0, dass es keine Unterschied darstellt, ob das Vorha-

ben jetzt oder in 10 Jahren durchgeführt wird. Wenn man sich in einem vernünftigen Rahmen 

des Instruments bewegen will (Diskontierungsfaktor nicht unter 0), bedeutet dies entspre-

chend, dass Nutzen mit vornehmlich qualitativem Charakter mit dem Instrument nur sehr 

beschränkt darstellbar sind. Dies beschränkt nicht den Wert des Instruments an und für sich, 

sondern stellt nur dar, dass wir oft zu wenig über die Wirkungen wissen, um die qualitativen 

Aspekte vernünftig zu quantifizieren. 

Aus aktueller Sicht würden wir vorschlagen, mit einem Diskontierungsfaktor von 5% als Dis-

kontierungsfaktor für Vorhaben, die in der qualitativen Wertung auf 0 Punkte kommen, zu 

starten. Pro Punkt wird der Diskontierungsfaktor um 0.1% erniedrigt. 

Für das gemeinsame Ranking wird der so berechnete Kapitalwert verwendet. Es ist aller-

dings absehbar, dass mit diesem Verfahren Projekte mit hohem qualitativem Wert und tiefem 

Kapitalwert zu schlecht bewertet werden. 

                                                      
9
 Dieser Wert muss bei Vorliegen von einigen Evaluationen (>10) validiert werden. Diese Validierung lässt sich 

mit sehr einfachen Mitteln wie Paarvergleichsmethode und Korrelation der resultierenden Rankings verbessern. 
Je mehr Bewertungen zur Verfügung stehen, desto besser wird so auch diese Grösse. 
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C.3 Kosten und Zeitschätzung zur Umsetzung in die Praxis  

Wir benötigen einen Vorgehensplan für die schrittweise Implementierung der Methodik. Da-

bei müssen die Anforderungen der verschiedenen Anspruchsgruppen berücksichtigt werden. 

Dieser Schritt bedarf hohe Management-Attention sowie Berücksichtigung von Governance-

Aspekte in einer verteilten Organisation. Von der Organisation wird insbesondere erwartet, 

dass (a) die Anwendung von Hermes, ICO oder entsprechende Werkzeuge durch unter-

schiedlichen Stakeholder erfolgt und (b) die Kultur des Austausches innerhalb der E-

Government-Community (auch im Sinne eines Lessons Learned und Dokumentation) regel-

mässig gepflegt wird. Das Instrument muss mit bestehenden Werkzeugen implementiert 

werden; zudem gilt es zu klären, welche Daten 1:1 übernommen werden sollen.  

Diese Umsetzung erfordert, dass Jahr für Jahr die Organisationsmaturität steigern muss und 

wird gesamthaft mehrere Jahre dauern, bis ein gemeinsames Verständnis über die Erhe-

bung der Indikatoren und Interpretation der Resultate entstanden ist.  

Unser Modell ist noch formbar: In einem ersten Umsetzungsschritt sollen die Anforderungen 

der Geschäftsstelle E-Government Schweiz, welche infolge des Wettbewerbs nicht befragt 

wurde, abgeholt und berücksichtigt werden. Gemeinsam mit ihr können Maturitätsstufen für 

die Einführung der Methodik definiert sowie Rollen und Verantwortlichkeiten zwischen den 

unterschiedlichen Akteuren von E-Government-Schweiz verteilt werden. Eine erweiterte Sta-

keholderanalyse und die Erhebung derer Interessen soll zu einer Vereinfachung und Fokus-

sierung der Methodik nach dem Motto „Reduce to the Max“ führen. Dieser Schritt soll einen 

minimalen Standard an qualitativer Tiefe garantieren, dennoch die Option der Modularität 

weiter bestehen lassen. Die Basis soll Jahr für Jahr gehoben werden und somit einen pro-

gressiven Anstieg der Anforderungen ermöglichen.  

Die Kosten und der geschätzte zeitliche Aufwand für die Ermittlung von finanziellen und qua-

litativen Nutzen eines E-Government-Vorhabens befinden sich in einem ähnlichen Bereich 

wie die einer Machbarkeitsstudie oder einer Regulierungsfolgeabschätzung. In Abhängigkeit 

dazu, welche qualitative Tiefe angestrebt wird und welcher Zeitrahmen zur Verfügung steht, 

kann die Methodik Inputs für eine oberflächliche Analyse liefern oder aber systematisch ein-

gesetzt werden. Im Sinne einer Unterstützung und auch der iterativen Optimierung des Mo-

dells, steht das Kompetenzzentrum Public Management und E-Government gerne zur Verfü-

gung. 

Der Kompetenzaufbau und die Wiederverwendung des Wissen ist unserer Ansicht nach 

zentral. Wir empfehlen eine zentrale, systematische und ausführliche Dokumentation (z.B. 

bei der Geschäftsstelle E-Government Schweiz). Die Dokumentation ermöglicht (1) Wieder-

verwendung von Wissen und Methodik, (2) Wissenstransfer (Lessons Learned) sowie (3) 

Adaptierungen von Einschätzungen.  
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D. Bewertung 

Bevor wir die Methodik anhand eines Fallbeispiels validieren, werden in diesem Kapitel Stär-

ken und Schwächen des Ansatzes präsentiert sowie einige europäische Modelle und deren 

Grenzen und Risiken reflektiert, um die Unzulänglichkeiten bestehender Ansätze nicht zu 

wiederholen und praktikable Lösungsansätze nutzbar zu machen.  

D.1 Grenzen und Risiken des Modells  

Die vorgeschlagene Methodik für die Identifikation und Evaluation von wirtschaftlichen, 

volkswirtschaftlichen bzw. qualitativen Nutzen besitzt folgende Stärken. Das Berechnungs-

modell  

(1) beachtet und gewichtet unterschiedliche Stakeholder-Perspektiven  

(2) berücksichtig die Relevanz des Vorhabens hinsichtlich des Strategiebezugs 

(3) ermöglicht es, Optionen herauszuarbeiten und zu bewerten  

(4) unterstützt das Durchführen von Sensitivitätsanalysen 

(5) bezieht mögliche unerwünschte Nebenwirkungen ein  

(6) berücksichtigt den Maturitätsgrad von Politik, Recht und Organisation 

(7) gewährleistet eine vergleichbare Gesamtbewertung (für das Ranking) sowie das Her-

ausarbeiten von vorhabenspezifischen Argumentationslinien (für Legitimation)  

(8) ist modular aufgebaut und in Bezug auf Bedürfnisse und unterschiedliche Kontexte 

adaptationsfähig  

(9) generiert lernende Effekte und eröffnet Optionen für Optimierungsmöglichkeiten. 

Die Methodik fokussiert darauf, die Wirtschaftlichkeit und den qualitativen Nutzen von E-

Government-Vorhaben zu ermitteln. Eine Chance der Methodik besteht darin, dass sie mit 

Modulen aus ICO, COBIT oder HERMES integriert bzw. Leitplanken für bestimmte Themen 

leistet. Die in Kapitel D.2 diskutierten EU-Methoden können insbesondere als Hilfsmittel für 

Berechnungen im Bereich der wirtschaftlichen Dimension integriert werden. In diesem ersten 

Schritt wurden einige Optionen präsentiert; es besteht nun die Chance, ein standardisiertes 

Vorgehen mit den Anwendern und weiteren Akteuren auf dem Gebiet E-Government zu defi-

nieren.  

Den dargelegten Stärken des Modells stehen nachstehende Schwächen gegenüber, die 

teilweise dem Entwicklungsstand des Modells im Sinne eines Ausschnitts komplexer Sach-

verhalte zuzuordnen sind, teilweise mit den Gegebenheiten der Organisationen zusammen-

hängen. In einer Weiterentwicklung des Berechnungsmodells gilt es, diese zu reflektieren 

und die Methodik entsprechend zu adaptieren.  

(1) Ein IT-Lifecycle besteht aus den Phasen Vorhaben (Studie und Projekt) und Betrieb; 

in diesem Bericht haben wir primär Bezug auf das Vorhaben genommen; weitere zu-

künftige Überlegungen sollen die Phase des Betriebs ebenso berücksichtigen. 

(2) Wir bewegen uns ausschliesslich auf der Ebene der Budget-Werte; analog zur ICO-

Methodik ist ein Soll-Ist-Vergleich im Bereich des Nutzens anzustreben. 

(3) Konzept der Optionen: Es muss vertieft reflektiert werden, welche Optionen sich wirk-

lich in der öffentlichen Verwaltung (politisch-administratives System) umsetzen las-

sen. 
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(4) Bislang wurde, was die Lösungsansätze angeht, ein gegebener Kontext angenom-

men. Das „Herunterbrechen“ einer E-Government-Strategie auf die operative Ebene 

unterschiedlicher föderaler Ebenen könnte sich als kompliziert erweisen und Auswir-

kungen auf das Bewertungskriterium des Strategiebezugs mit sich bringen 

(5) Um Vergleichbarkeit gewährleisten zu können (z.B. im Rahmen des Portfoliomana-

gements), braucht es eine weiterführende fachliche sowie politische Reflexion, dar-

über wie die Anwendung der Methodik standardisiert werden kann 

(6) Das Vorgehen bei der Validierung der einzelnen Schritte sowie die Möglichkeiten ei-

ner partizipativen Vorgehensweise bei der Festlegung/ Normierung der Metriken be-

dürfen einer weiteren Präzisierung 

(7) Die aktuelle Organisationsmaturität erschwert die Einführung einer Methodik zur Be-

wertung von E-Government-Vorhaben; Reflexionen zur Governance könnten dieses 

Problem entschärfen 

(8) Die Datenverfügbarkeit ist zurzeit nicht vollständig gewährleistet. Vergleichbare und 

über Behörden und föderale Ebenen hinweg leicht zugängliche Daten würden eine 

Vereinfachung der Methodik ermöglichen. 

Als Herausforderung gilt nach wie vor die Berücksichtigung des politischen Zwangs bei der 

Entscheidung der Durchführung eines Vorhabens – das Beispiel Schengen hat dies klar ge-

zeigt.  

D.2 Vergleich mit anderen Modellen  

Im europäischen Kontext haben sich bereits einige Modelle und Vorgehen für die Kosten-

Nutzen-Wirtschaftlichkeitsrechnung für E-Government-Vorhaben und -Investitionen etab-

liert10. Europäische Studien haben bereits 2006 vergleichende Bemühungen zu dieser The-

matik unternommen (vgl. z.B. [19]). Diese berücksichtigen sehr stark die jeweiligen politisch-

administrativen Gegebenheiten eines Landes (z.B. zentralistisches System in Frankreich) 

und fokussieren primär die quantitative Dimension des Nutzens von E-Government-

Vorhaben. Wichtig bei der Betrachtung (auch im Hinblick auf Argumentationslinien und An-

reizsysteme) ist allerdings die Berücksichtigung bzw. Gewichtung von qualitativen Implikatio-

nen und Auswirkungen des Vorhabens sowie der unterschiedlichen Nutzenperspektiven (vgl. 

z.B. dazu eGEP). Zahlen für Kosten, Zeit und Qualität sind vorhanden (basierend auf Balan-

ced Scorecards, HERMES (CH), der ICO-Methode (CH) und etablierten Cockpits). Bisher 

werden aber in der Schweiz kaum systematisch Daten zur Messung des qualitativen Nut-

zens von E-Government-Vorhaben erhoben. Zudem werden gängige Instrumente aus der 

Finanzökonomie für die Identifikation und Messung von Optionen nur punktuell eingesetzt 

(vgl. ICO-Methode)11.  

Allgemein kann festgehalten werden, dass ein wesentliches Problem die Grunddaten-

verfügbarkeit und -erhebung darstellt. [8] thematisiert in seinem Vergleich, dass die unglei-

che Verteilung von Kosten und Nutzen unterschiedliche Anforderungen für Anreiz-Beitrags-

Modelle und KNW-Instrumente (bei Verwaltungsstellen und Stakeholdern) ergeben kann. Die 

Instrumente sind möglicherweise aus unterschiedlichen Perspektiven und mit unterschiedli-

chen Zielsetzungen entwickelt worden, was einen Einfluss auf die Anwendbarkeit oder die 

Eignung in bestimmten Kontexten hat. Die verschiedenen Perspektiven erschweren oder 

verunmöglichen möglicherweise gar den Vergleich der entsprechenden Instrumente. Die 

öffentliche Verwaltung hat (insbesondere auch um Benchmarking betreiben zu können) in 

diesem Bereich aber ein immer grösseres Interesse, valide und problemlos einsetzbare In-

strumente zur Hand zu haben [8].  

                                                      
10

 Die Informationen aus diesem Kapitel basieren auf folgenden Dokumenten: [3], [8], [9] sowie [20] und [21]. 
11

 Beispielsweise wäre es denkbar, zur Bewertung von IT-Portfolios an Studien, Projekten und Anwendungen das 
Capital Asset Pricing Modell einzusetzen (CAPM). 
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Ausgehend von Vor- und Nachteils-Deklarationen in [3] und [9] erstellte [8] den Methoden-

vergleich zwischen (1) WiBE 4.0 der KBSt12, (2) dem Standard-Cost-Modell der holländi-

schen Regierung, (3) BEGIX der Bertelsmann-Stiftung (basierend auf Scorecard-Methode), 

(4) eGOV-Rechner des Frauenhofer IAO sowie die in der helvetischen Bundesverwaltung als 

Standard etablierte (5) ICO-Methode (vgl. Tab. 13), welche am ehesten mit der WiBE 4.0 

vergleichbar ist. [8] leitet darüber hinaus unterschiedliche (Geschäftstätigkeits- oder Ge-

schäftsprozess-) Kontexte der KNW-Betrachtung ab, welche qualitativ und quantitativ noch 

vertiefter auf unterschiedliche KNW-Betrachtungen zu untersuchen sind. 

 

Tabelle 13 Vergleich verschiedener KNW-Methoden/-Instrumenten ([8] ergänzt [3], [9], [15]) 

 

In der Vergangenheit hat insbesondere BEGIX auch in der Schweiz Interesse beim Verwal-

tungsmanagement geweckt: die Balanced eGovernment Scorecard wurde entwickelt, um die 

verschiedenen Dimensionen der E-Government-Angebote zu erfassen und zu evaluieren. 

Dabei soll eruiert werden, welche Massnahmen, Dienste und Vorgehensweisen zur Verbes-

serung des in der Vision bzw. Strategie definierten E-Government-Angebotes beitragen, in-

dem Indikatoren zu den Dimensionen Nutzen, Effizienz, Transparenz, Partizipation und 

Change Management analysiert werden (vgl. Abb. 10).  

                                                      
12

 Koordinierungs- und Beratungsstelle der Bundesregierung für Informationstechnik in der Bundesverwaltung, 
BMI, Deutschland. 
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Abbildung 10 Balanced eGovernment Scorecard (zit. nach [3]) 
 

Der Vorteil hier ist ganz klar die Möglichkeit einer Analyse und des Vergleichs anhand einer 

relativ simplen Punktebewertung. Leider wird dabei allein die Verwaltungsperspektive be-

rücksichtigt. Für eine ganzheitliche Bewertung sind die Perspektiven von anderen Akteurs- 

und Anspruchsgruppen ebenso relevant. Es besteht keine Anpassung an individuelle Vorha-

benkontexte und -zielsetzungen. Investitionsentscheidungen können überdies ebenso wie 

konkrete Zahlen zu Effizienzgewinnen nicht abgeleitet werden [3], [9]. 

[3] und [9] kommen zum Schluss (basierend auf [15]), dass die Kriterien für ein umfassendes 

Bewertungsmodell (Multiperspektivität, Entscheidungsunterstützung, Multidimensionalität 

und formativer Charakter) von keiner der von ihnen untersuchten Modelle vollständig erfüllt 

werden (vgl. Tab. 14).  

 Multiperspektivität Entscheidungsunterstützung Multidimensionalität Formativer  
Charakter 

BEGIX Nicht erfüllt Nicht erfüllt Erfüllt, aber  
ausbaufähig 

Teilweise erfüllt 

eGOV-
Rechner 

Erfüllt, aber  
ausbaufähig 

Erfüllt Erfüllt Teilweise erfüllt 

WiBe 4.0 Erfüllt, aber  
ausbaufähig 

Erfüllt Erfüllt Nicht erfüllt 

SCM Teilweise erfüllt Nicht erfüllt Nicht erfüllt Teilweise erfüllt 

Tabelle 14 Vergleich der Bewertungstools nach Kriterien [3], [9] 
 

Auch das EU-Konsortium um Codagnone hat im Rahmen von eGEP unterschiedliche KNW-

Methoden verglichen [19], [20]: Neben WiBe 4.0 wurden u.a. die französische Methode 

MAREVA, die dänische MONITOR und die UK Business Case Methodology untersucht (vgl. 

Tab. 14). 

Neben WiBe 4.0, das durch seine Nähe zur ICO-Methodik Adaptierbarkeit gewährleistet, 

überzeugte uns insbesondere der Ansatz von MAREVA [18], in dem unserer Meinung nach 

zentrale Bewertungskriterien herausgearbeitet werden. Der MAREVA-Ansatz misst den Er-

folg von relevanten Vorhaben anhand der vier Kriterien (1) strategisches Alignment, (2) öko-

nomische Rechtfertigung, (3) Risikominimierung und (4) Folgen von erwarteten Resultaten. 

Die Nutzenanalyse basiert auf fünf komplementären Komponenten. Diese werden anhand 

folgender Fragen definiert oder eruiert: (a) Was ist der Nutzen für den Kunden als Indivi-

duum, als Organisation oder als Unternehmen der Privatwirtschaft? (b) Was ist der Nutzen 

für die Angestellten des öffentlichen Sektors und für die öffentlichen Dienstleistungen? (c) 

Hat das Vorhaben eine legitime Notwendigkeit? (d) Was ist der ROI für den Staat? Dabei 
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wurde ein Wirtschaftlichkeits- und ein (qualitatives) Nutzen-Berechnungs-Tool entwickelt. Die 

Analyse von finanziellen und qualitativen Nutzen wird in MAREVA eingebaut wie auch die 

Gewichtung unterschiedlicher Stakeholdersperspektiven. Der Risiko-Analyse sollte aber die 

Analyse realer Optionen (Analyse von Szenarien) zur Seite gestellt werden, diese Optionen 

gilt es zu bewerten. Zudem wird eine Analyse vermisst, bei der einfache Wirkungsbeziehun-

gen zwischen Systemvariablen zu einem Wirkungsnetz verbunden werden mittels dessen 

Rollen für die Systemvariablen festgelegt werden können. 

 

Tabelle 15 Conceptual Categorisation of Measurement Targets in Running Methodologies [19, S.18] 

Die präsentierten Methoden wurden für unterschiedliche Perspektiven entwickelt: Gesetzge-

bungsprozess, IT-Projekte, IT-Lifecycle, Prozessimplementierungen, etc. Generell gilt, dass 

der Geschäftsmodellgedanke zentral für die Betrachtung von KNW-Belangen ist [8]. Die Le-

gitimation und der Interpretationsspielraum von Kosten-Nutzen-Verhältnissen hängt nicht 

zuletzt davon ab, ob die Vorhaben bzw. Investitionen im Rahmen eines politischen Prozes-

ses, in Prozessen der Leistungsverwaltung, in Supportprozessen der Verwaltung oder z.B. in 

Managementprozessen der Verwaltung situiert sind. Ferner erfordern die Verteilung von 

Kosten, quantitativem Nutzen und qualitativem Nutzen sowie qualitativen Aufwänden ausdif-

ferenzierte Anreiz-Beitragsmodelle, mittels welcher Ausgleiche von Anreizen und Beiträgen 

ermöglicht werden können, um dadurch die Mitarbeits-Motivation der Beteiligten zu erhöhen. 

[vgl. 8].  
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E. Beispiel 

Das hier vorgestellte Beispiel basiert auf dem reellen, nachstehend kurz vorgestellten Vor-

haben der Einführung eines einheitlichen Unternehmensidentifikators für alle Unternehmen 

in der Schweiz. Die vorliegenden Informationen basieren auf der effektiv durchgeführten Re-

gulierungsfolgeabschätzung (RFA) [14]. Um das Beispiel nicht unnötig zu komplizieren und 

weil die Publikation des entsprechenden Berichts noch aussteht, werden hier konkrete Sach-

verhalte teilweise verallgemeinert dargestellt oder gänzlich weggelassen. Weil die methodi-

sche Aufbereitung dieses Wettbewerbbeitrags auf der Erfahrung der RFA nach Abschluss 

derselben erstellt wurde, ergeben sich weitere Differenzen.  

Die Zahlen sind nicht reell – sowohl Verfahren wie auch die Werte differieren vom ech-

ten Fall. 

 

Bezeichnung: Einheitlicher Unternehmensidentifikator  

Priorisiertes Vorhaben: B1.05 

Federführende Organisation: Bundesamt für Statistik  

Projektleitung: Dr. Martin Meier, BFS  

Das Vorhaben ist Voraussetzung für nachstehende weitere Vorhaben: 

 Standardisierung der Unternehmens- und Lohndaten (B1.08) 

 Übertragung der Lohndaten aus der Lohnbuchhaltung von Unternehmen an die rele-
vanten Behörden und Versicherungen (A1.02) 

 Dienst für die Identifikation und Berechtigungsverwaltung (B2.06) 

Abhängigkeiten zu anderen E-Government-Vorhaben: 

 Unternehmensgründung, Mutationsmeldungen (A1.01) 

Die einheitliche Unternehmens-Identifikationsnummer (UID) auf der Grundlage des vom 

Bundesamt für Statistik BFS geführten Betriebs- und Unternehmensregisters (BUR) löst die 

diversen Unternehmensnummern verschiedener Behörden ab und eliminiert somit Doppel-

spurigkeiten in der Verwaltung. Bei der elektronischen Übermittlung von Daten zwischen 

Unternehmen und Verwaltung ist die sichere und zuverlässige Identifikation des Absenders 

notwendig. Die einheitliche UID erhöht die Effizienz und Effektivität sowohl bei der Eingabe, 

der Pflege wie auch bei der Nutzung der Daten deutlich und die Unternehmen werden in 

allen Bereichen des Behördenverkehrs merklich administrativ entlastet [21], [14].  

 

Nachfolgend wenden wir die Schritte der vorgestellten Methodik jeweils am Beispiel UID an. 

E.1 Bewertungsrahmen des Beispiels 

Das Projekt ist auf der einen Seite sehr gut geführt. Auf der anderen Seite ist dieses auch 

schon sehr weit fortgeschritten. Beide Umstände haben Einfluss auf die sehr gute, nachste-

hende Bewertung des Vorhabens. 
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Tabelle 16 Bewertungsrahmen am Beispiel UID 

E.2 Finanzielle Evaluation des Beispiels 

Bei der finanziellen Evaluation der UID wird der Basisfall mit UID als Szenario 1 untersucht, 

während das Szenario 2 die Situation ohne UID beschreibt. Dabei wurde für das Szenario 2 

ausgehend von der Ist-Situation das wahrscheinlichste Alternativszenario gewählt.  

E.2.1 Business Case 

Für die Bewertung des Business Case wurden im Rahmen der RFA [14] die beiden Szena-

rien 1 und 2 aus der Sicht der nachstehenden Stakeholder geschätzt: 

- Bund: BFS, ESTV, SECO, BFM, EZV, BJ /EHRA, BAG, BK  

- Kanton: HR-Ämter, Steueramt, AHV-Kassen, Landwirtschaft  

- Gemeinden  

Es ist geklärt und dokumentiert, … Bew ertung 

[ja/nein/teilw eise/ 

nicht relevant]

Wert

[0,1]

Kommentar / Referenz

[Text, Verw eise, Notizen]

Strategie

… welches klar definierte Hauptziel das Vorhaben verfolgt. ja 1 zentrales öffentliches Unternehmensverzeichnis 

… an welche eine klar definierte Hauptzielgruppe aus Business (B), 

Government (G) oder Citizen (C) sich das Vorhaben richtet.

ja 1 Government

… wie die Vorhabensziele zur E-Government Strategie in Bezug 

stehen.

ja 1 priorisiertes Vorhaben, Voraussetzung für w eitere priorisierte 

Vorhaben, Botschaft zum UIDG

… wie die Vorhabensziele zur Strategie des konkreten Kontexts in 

Bezug steht (sofern existent).

ja 1 UID ist Teil des Gesamtsystems für Unternehmensstatistik GUS 

(vgl. Das statistische Mehrjahresprogramm des Bundes 2007-

2011, ISBN: 978-3-303-00398-5)

Wirtschaftlichkeit

… von welchen Vorhaben das Vorhaben abhängt. ja 1 E-Government-Portfolio, Regulierungsfolgeabschätzung

… für welche anderen Vorhaben Leistungen erbracht werden 

müssen.

ja 1 E-Government-Portfolio, Regulierungsfolgeabschätzung

… welche Daten (Kernelemente) verwendet und zur Verfügung 

gestellt werden (inkl. Mengen).

ja 1 UIDG, Kosten-/Nutzenanalyse, Regulierungsfolgeabschätzung

… welche Kernprozesse erbracht werden (inkl. Häufigkeiten). ja 1 UIDG, Kosten-/Nutzenanalyse, Regulierungsfolgeabschätzung

… wie das Vorhaben im Bezug zur IT-Strategie steht. ja 1 technologisch w ie BUR, Einhaltung der ensprechenden 

Sicherheitsstandards des BIT

Wirksamkeit

… welche Stakeholder (B/G/C) im Vorhaben alle berücksichtigt 

werden müssen.

ja 1 grosse Zahl von Register-führenden Organisationen, UID-Stellen 

(Behörden) und UID-Einheiten (Unternehmen)

… welche Wirkungen für welche Stakeholder erzielt werden. ja 1 Spezif ikation

… wie die Wirkungen (B/G/C) gemessen werden können. ja 1 Kostenstellenrechnung BFS, Prüfung der zugelieferten 

Datenqualität der verbundenen Register, KUZU-Befragungen

… welcher quantitative und qualitative Nutzen sich durch das 

Vorhaben ergibt.

ja 1 Regulierungsfolgeabschätzung

… welche Kosten und Nachteile sich durch das Vorhaben ergeben. ja 1 Regulierungsfolgeabschätzung

Transformation

… welche Zusammenarbeitskompetenzen durch das Vorhaben 

gefestigt und ausgebaut werden.

ja 1 Spezif ikation, insbes. Registerhierarchie

… welche Synergien dank dem Vorhaben genutzt werden können. ja 1 Regulierungsfolgeabschätzung

… wie das Vorhaben zur Erhöhung der Maturität [24] der beteiligten 

Organisationen beiträgt.

ja 1 UID als w esentliches Element für 'Optimized Core'

Sparsamkeit

… welche Kernkompetenzen der Organisationen gefestigt und 

ausgebaut (insbes. Automatisierung) werden.

ja 1 seitens BFS Registerharmonisierung; w esentliches Element für 

Betriebs- und Unternehmensstatistik

… wie Organisation und IT ressourcen-schonend aligniert werden. ja 1 Kooperation mit BUR zur Prüfung der Einträge

Projekt

… wie die Hauptziele mit den gegebenen Ressourcen und 

Kompetenzen mit der nötigen Qualität im gegebenen Zeitraum 

erreicht werden.

ja 1 Zeitplan sieht frühzeitige Fertigstellung mit einem Reserverelease 

vor. Einbindung der w ichtigsten Nutzergruppen in die Tests ist 

eingeplant.

… wie die Hauptziele, Herausforderungen und Nutzen an die 

jeweiligen Stakeholders kommuniziert werden.

ja 1 Kooperation mit BUR zur Prüfung der Einträge

Total (Mittelwert) 1
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Weil Unternehmen und Bürger nur marginale direkte Auswirkungen durch die Einführung der 

UID erfahren, wurden die Auswirkungen auf diese nicht quantifiziert. 

Dabei beruhen die Schätzungen teilweise auf Interviews mit den Stakeholdern und teilweise. 

auf Einschätzungen aufgrund von Ähnlichkeitsüberlegungen. Die betrachteten Kostenkate-

gorien umfassen die nachstehenden Punkte. Es wurden nur die Kosten erhoben, die in den 

beiden betrachteten Szenarien differieren. Nutzen ist in diesem Fall als nicht-anfallende Kos-

ten in den gleichen Kategorien zu verstehen. 

- Investitionen: Hardware und Software, Personalaufwand für Initialisierung, Datenauf-

bereitung, Kommunikation, Schulung  

- Betrieb EDV 

- Personal: Aufwand für Neuanmeldung, Mutation, Schliessung, Datentransfer, Daten-

pflege, Betrieb eines Identifikators 

Als Discounting Rate wird 5% eingesetzt.  

Die konkreten Zahlen differieren von der konkreten Regulierungsfolgeabschätzung, weil die-

se zurzeit noch nicht öffentlich ist. Das Beispiel kann, sobald diese verfügbar ist, entspre-

chend nachgeführt werden. 

 

Tabelle 17 Business Case am Beispiel UID (in kFr.) 

E.2.2 Risiko-Analyse 

Es geht hier darum zu beurteilen, was alles schief gehen könnte: unvorhergesehene Ände-

rungen im Kontext, Terminverzug, o.ä. Falls hier heikle Punkte identifiziert werden, sollten 

diese entsprechend in der Sensitivitätsanalyse mitberücksichtigt werden. In der nachstehen-

den Tabelle sind im Sinne eines Beispiels einige Risiken aufgeführt. Es handelt sich nicht um 

eine vollständige Liste. 

Risiko Massnahme / Alternative 

1. Release der UID-

Anwendung genügt den 

Anforderungen nicht 

Der 1. Release ist so definiert, dass er das Hauptziel des Vorhabens sicher 

erreicht. Allfällige Korrekturen können im 2. Release eingeführt werden, für 

welchen genügend Zeit eingeplant wurde. 

0 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10

Nutzen (Einsparungen) 4'350       4'350 6'350 6'350 7'100 7'850 6'350 6'350 6'350 6'350 6'350 

Geschäft, wie bisher (ohne UIDG) 3'500          3'500    6'350    6'350    6'350    6'350    6'350    6'350    6'350    6'350    6'350    

Investitionen (ohne UIDG, andere Verwaltungen) 850             850       -        -        750       1'500    -        -        -        -        -        

Investitionen 5'000       5'000 3'300 1'650 1'650 -      -      -      -      -      -      

Kosten 2'200       2'200 2'200 2'600 2'600 2'750 2'750 2'750 2'750 2'750 2'750 

Betrieb EDV 600             600       600       1'000    1'000    1'150    1'150    1'150    1'150    1'150    1'150    

Personal (Sachbearb.) 1'600          1'600    1'600    1'600    1'600    1'600    1'600    1'600    1'600    1'600    1'600    

Diskontierungsfaktoren 1.00 0.95 0.91 0.86 0.82 0.78 0.75 0.71 0.68 0.64 0.61

Net "Cash" Flows -2'850 -2'850 850 2'100 2'850 5'100 3'600 3'600 3'600 3'600 3'600

Discounted "Cash Flows" -2'850 -2'714 771 1'814 2'345 3'996 2'686 2'558 2'437 2'321 2'210

NET PRESENT VALUE 15'574

Jahre

Basisfall
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Register können den 

Terminplan nicht halten 

Für die Einführung der UID ist wesentlich, dass die Handelsregister und 

die Mehrwertsteuer synchron einführen. Auf der Basis der Rückmeldungen 

aus der Vernehmlassung wurde deshalb die Frist für die Einführung von 

zwei auf drei Jahre verlängert. Zudem werden die IT-Partner dieser Regis-

ter sehr früh in die Spezifikation und Tests eingebunden. 

Europaweit setzt sich 

ein anderes Format 

durch 

Break Even ist nach 5 Jahren erreicht. Bis dahin kommt keine Europaweite 

alternative Lösung. Zudem können die Investitionen in die UID auch für 

alternative Lösungen genutzt werden, und das Einführen einer anderen 

Nummer kann sehr günstig abgewickelt werden. 

Tabelle 18 Risiko-Analyse am Beispiel UID 
 

Die frühe Realisierung bringt etwas höhere Kosten und zusätzlich einige kleinere Risiken mit 

sich, die entsprechend im Business Case bereits berücksichtigt sind. Ebenso hat die längere 

Einführungsfrist von drei Jahren für die Register einen Einfluss auf die entsprechenden Posi-

tionen im Business Case (ebenfalls bereits berücksichtigt). 

E.2.3 Identifizierung Real- Optionen 

Als Optionen können z.B. betrachtet werden: 

- Alles oder nichts: keine Einführung der UID  

- Modifikation: 50% der Register um zwei Jahre verzögert (Beispiel) 

E.2.4 Bewertung der Optionen 

Bei der Auswahl von Optionen ergibt sich zu dieser späten Phase des Vorhabens, dass ent-

sprechend keine Real-Optionen bekannt sind, die einen positiven Effekt haben. Die Optionen 

werden nachstehend nur summarisch bewertet. Die entsprechenden Berechnungen lassen 

sich aber ausgehend vom Basisfall einfach nachziehen. 

E.2.4.1 Szenario 2: Keine Einführung der UID 

Diese Option entspricht dem Szenario 2. Für die Kosten-/Nutzenbetrachtung hat die Nicht-

einführung zur Folge, dass zwar geringere Investitionen anfallen, die Betriebskosten aber 

höher ausfallen. Die Differenz ergibt sich aus der NPV-Berechnung in diesem Kapitel; die 

Option hat also einen negativen Gesamteffekt. Zudem wird auf Seite der Behörden wie auch 

der Unternehmen weiter in nicht-nachhaltige Ersatzlösungen investiert. Die direkten Ersatz-

investitionen auf Seite der Behörden sind im Business Case bereits berücksichtigt. Der Auf-

wand, dies für die gesamte Volkswirtschaft abzuschätzen, ist aber sehr gross, weshalb dar-

auf verzichtet wurde. Der effektive Kapitalwert ist entsprechend viel grösser. 

E.2.4.2 Szenario 2: Zwei Jahre Verzögerung von Registern 

Diese Option hat nachstehende Auswirkungen: 

Positiv:  

- Ein Teil der Investitionen fällt erst später an (nicht alle).  

Negativ:  

- Durch die Verzögerung greift entsprechend auch ein Teilnutzen erst später. 

- Es entstehen zusätzliche Fehlinvestitionen seitens Behörden und Unternehmen. 

Die Option hat gesamthaft einen negativen quantitativen Effekt. 
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E.2.5 Sensitivitätsanalyse 

Im Rahmen der Sensitivitätsanalyse geht es darum, Fehlaussagen aufgrund von falschen 

Annahmen möglichst weitgehend auszuschliessen. Beispiele für alternative Berechnungen 

sind: 

- Berechnung ohne bzw. mit wesentlich höherer Diskontierung.  

Diese Betrachtung hat nur unwesentlichen Einfluss auf den positiven Business Case. 

- AHV führt UID nicht ein. 

Die Umstellungskosten seitens der 104 Ausgleichskassen fallen nicht an. Diese kön-

nen dafür nicht von optimierten Diensten von Swissdec profitieren. Zudem fehlt ihnen 

weiterhin eine Lösung zum gegenseitigen automatischen Abgleich der Beitragszahler 

zwischen den Kassen, was hohe Betriebskosten bei Nachfragen verursacht, die meh-

rere Kassen betreffen. 

Insgesamt hat diese Prüfung den erwarteten negativen quantitativen Effekt. 

E.3 Qualitative Evaluation des Beispiels 

Bei der qualitativen Evaluation der UID besteht bei der Bewertung der Basisfalls grundsätz-

lich die gleiche Frage, gegenüber welcher Situation man denn nun effektiv einen Nutzen er-

zeugt bzw. Kosten verursacht. Entsprechend muss bei der nachstehenden Bewertung von 

der gleichen Vergleichssituation ausgegangen werden wie bei den Kosten. 

E.3.1 Business Case 

Nachstehend werden die Indikatoren für den Basisfall bewertet. In der Tabelle sind wegen 

dem grossen Umfang der gesamten Indikatortabelle nur die Indikatoren dargestellt, in denen 

die UID eine starke Verbesserung bringt. 

 

Tabelle 19 Qualitative Beurteilung (Ausschnitt) am Beispiel UID 

Die Gesamtpunktzahl kann, wenn alle Indikatoren eine starke Verbesserung zeigen, maximal 

100 erreichen. Keine Veränderung würde eine 0 ergeben. 

Indikator Effekt (In)Direkt Punkte

% Δ in Punkte aussen beurteilter Transparenz starke Verbesserung Direkt G Government 1.1

Δ % in der Punktzahl verbesserter interner Kommunikation starke Verbesserung Direkt G Government 1.1

Δ % in der Punktzahl verbesserter Interoperabilität starke Verbesserung Direkt G Government 1.1

Δ % in der Punktzahl verbesserter Organisation starke Verbesserung Indirekt G Government 0.726

Δ % in Anzahl interner Protokolle die für Vermittlungsagentur-

Dienstleistungen benötigt w erden

starke Verbesserung Indirekt G Government 0.726

Δ % in Anzahl durch IT ermöglichte Formen des vertraulichen Kontaktes starke Verbesserung Direkt G Government 1.1

Δ % in Anzahl der neu entw orfenen Geschäftsprozesse starke Verbesserung Indirekt G Government 0.726

Δ % in Anzahl von ausgeführten Online-Transaktionen starke Verbesserung Direkt B Business 1.2

Δ % in der Punktzahl von online Informationsklarheit- und Genauigkeit starke Verbesserung Direkt B Business 1.2

Δ % im gesamten der interinstitutionellen Kooperationspunktzahl starke Verbesserung Direkt G Government 1.1

Δ % in der Gesamtservice-Qualitätsbew ertung starke Verbesserung Direkt B Business 1.2

Δ % im Verhältnis des fachlichen zum allgemeinen Service starke Verbesserung Indirekt G Government 0.726

Δ % in der Antw ortzeit zu den online empfangenen Fragen starke Verbesserung Indirekt G Government 0.726

Δ % in der Anzahl der öffentlichen privaten Partnerschaften unterstützt 

durch eine digitale Plattform

starke Verbesserung Direkt B Business 1.2

Δ % in der Brauchbarkeitsbew ertung starke Verbesserung Direkt B Business 1.2

Δ % Nutzer, die über E-Service berichten, sparten Zeit gegenüber 

traditionellen Methoden für ein Standardbündel an Dienstleistungen

starke Verbesserung Direkt B Business 1.2

39.38

Relevanz

Gesamtpunktzahl 

(normalisiert)
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E.3.2 Risiko-Analyse 

Grundsätzlich können in der Risiko-Analyse der qualitativen Evaluation die gleichen Risiko-

faktoren betrachtet werden wie in der finanziellen Evaluation oder andere, die in der qualita-

tiven Betrachtung potentiell eine hohe Auswirkung haben. 

Nachstehend wird in der Tabelle dargestellt, welche Indikatoren einen anderen Wert errei-

chen, wenn die Ausgleichskassen ihre Anpassungen z.B. statt nach 4 Jahren erst nach 7 

Jahren verspätet realisieren würden. Bezüglich der qualitativen Bewertung wären einige In-

dikatoren (gelb hervorgehoben) zum Teil für diese drei Jahre schlechter bewertet. 

Die Reduktion der Bewertung wird in nachstehender Tabelle ziemlich rigide vorgenommen, 

obwohl die Anpassungen in den Ausgleichskassen nur verzögert, nicht gestoppt würden. Die 

starke Veränderung zeigt den Einfluss eines Risikos auf die Bewertung daher eher über-

zeichnet. 

 

Tabelle 20 Qualitative Beurteilung (eingetretenes Risiko, Ausschnitt) am Beispiel UID 

Um der hohen Auswirkung dieses Risikos (-9 Punkte) zu begegnen, wurde im Projekt eine 

Massnahme gesucht, die einerseits das Risiko mindert, auf der anderen Seite aber auch den 

Nutzen steigert. Zu diesem Zweck führt das UID-Register administrative Nummern, die den 

Nutzen seitens AHV steigern und ihren zeitgerechten Umstieg erleichtern, auf der anderen 

Seite nur sehr geringe Mehrkosten verursachen.  

E.3.3 Sensitivitätsanalyse 

Die Prüfung der Sensitivität wird am grössten Risiko durchgeführt. Dazu vergleiche man die 

Resultate des letzten Abschnitts. 

E.4 Ranking und Argumente des Beispiels 

Nachstehend wird das zusammenfassende Ranking am Beispiel dargestellt. 

Indikator Effekt (In)Direkt Punkte

% Δ in Punkte aussen beurteilter Transparenz Verbesserung Direkt G Government 0.55

Δ % in der Punktzahl verbesserter interner Kommunikation starke Verbesserung Direkt G Government 1.1

Δ % in der Punktzahl verbesserter Interoperabilität Verbesserung Direkt G Government 0.55

Δ % in der Punktzahl verbesserter Organisation starke Verbesserung Indirekt G Government 0.726

Δ % in Anzahl interner Protokolle die für Vermittlungsagentur-

Dienstleistungen benötigt w erden

starke Verbesserung Indirekt G Government 0.726

Δ % in Anzahl durch IT ermöglichte Formen des vertraulichen Kontaktes starke Verbesserung Direkt G Government 1.1

Δ % in Anzahl der neu entw orfenen Geschäftsprozesse starke Verbesserung Indirekt G Government 0.726

Δ % in Anzahl von ausgeführten Online-Transaktionen Verbesserung Direkt B Business 0.6

Δ % in der Punktzahl von online Informationsklarheit- und Genauigkeit Verbesserung Direkt B Business 0.6

Δ % im gesamten der interinstitutionellen Kooperationspunktzahl Verbesserung Direkt G Government 0.55

Δ % in der Gesamtservice-Qualitätsbew ertung starke Verbesserung Direkt B Business 1.2

Δ % im Verhältnis des fachlichen zum allgemeinen Service Verbesserung Indirekt G Government 0.363

Δ % in der Antw ortzeit zu den online empfangenen Fragen Verbesserung Indirekt G Government 0.363

Δ % in der Anzahl der öffentlichen privaten Partnerschaften unterstützt 

durch eine digitale Plattform

Verbesserung Direkt B Business 0.6

Δ % in der Brauchbarkeitsbew ertung Verbesserung Direkt B Business 0.6

Δ % Nutzer, die über E-Service berichten, sparten Zeit gegenüber 

traditionellen Methoden für ein Standardbündel an Dienstleistungen

Verbesserung Direkt B Business 0.6

30.46

Relevanz

Gesamtpunktzahl 

(normalisiert)
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Tabelle 21 Ranking Beispiel UID 
 

Die Kombination des Kapitalwerts gemäss E.2.1 15.57 Mio SFr. und dem qualitativen Wert 

nach E.3.1 von 39.38 ergibt die nachfolgenden beiden Bewertungen: 

- Zusammengesetzter qualitativer Indikator nach C.2.4.2.3: 39.38 + 15.57/500 = 39.41 

Der verhältnismässig kleine Kapitalwert hat bei der Kombination mit dem qualitativen 

Wert auch keinen wesentlichen Einfluss auf das Ranking des Vorhabens. 

- Angepasster Diskontierungsfaktor nach C.2.4.2.3: 5.0% - 39.38 * 0.1% = 1.062% 
(statt den eingesetzten 5%)  NPV = 21.3 Mio SFr. Der hohe qualitative Wert des 

Vorhabens hat zwar einen recht hohen relativen Einfluss, bzgl. Ranking nach Kapi-

talwert hat der angepasste Diskontierungsfaktor aber absolut trotzdem nur eine ge-

ringe Auswirkung. 

Wie dies in C.2.4.2.3 bereits diskutiert wurde, hat die Kombination der beiden Wertungen 

über einen angepassten Diskontierungssatz für ein Vorhaben mit hoher qualitativer Wertung 

aber geringem NPV nur einen unwesentlichen Einfluss auf das Ranking nach NPV. 

Grundsätzlich lässt sich hier zusammenfassen: 

- Die UID ist Voraussetzung für andere priorisierte Vorhaben. 

- Der Auftrag des Bundesrats für eine UID besteht seit 2000. 

- Verzögerungen führen zu lokalen Lösungen mit geringem Mehrwert und wesentlichen 

Mehrkosten. 

Empfehlung 

- UID rasch einführen 

- Anpassungen für die AHV mit Administrativnummer so realisieren, dass die Einfüh-

rung auch für die Ausgleichskassen möglichst effizient und nutzbringend möglich ist 

Quintessenz:  

das Vorhaben UID bringt einen grossen Gesamtnutzen bei kleinem Risiko 

□ nicht strategiekonform  

□ zum Teil strategiekonform

a100% strategiekonform 3

□ keine positive finanzielle Auswirkung

□ Etablierung des finanziellen Status Quo

aEindeutige positive finanzielle Auswirkung 3

□ keiner qualitative Nutzen

□ qualitativer Nutzen in sekundären Bereichen

a
qualitativer Nutzen für strategierelevante 

Bereiche

3

Ist die Organisation in der 

Lage, das Vorhaben 

umzusetzen?

□ Organisation hat nicht die nötigen 

Ressourcen

(Maturität Organisation) □ Organisation benötigt Unterstützung bzw. 

Reorganisation 

aOrganisation ist in der Lage es umzusetzen 2

□ Die nötige Maturität von Politik und Recht ist 

nicht gegeben

□ Die nötige Maturität von Politik und Recht ist 

zum Teil gegeben

a
Die nötige Maturität von Politik und Recht ist 

gegeben

2

□ Dringlichkeit der Umsetzung nicht gegeben

□ Notwendigkeit der Umsetzung von Bedeutung

aVorhaben ist Enabler für anderen Vorhaben 2

TOTAL 15

Ist es notwendig, jetzt zu 

agieren?

Ausprägungen

(0-0.5-1)

Vorhaben / Szenario Gewichtung 

Gesamt-

betrachtung

Wie strategiekonform ist das 

Vorhaben?

Hat das Vorhaben eine 

positive, finanzielle 

Auswirkung?

Stiftet das Vorhaben auch 

einen qualitativen, 

volkswirtschaftlichen Nutzen?

Ist der politische Kontext und 

der rechtliche Rahmen für 

das Vorhaben reif?  
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F.5 Weiterführende Tabellen und Abbildungen 

 

Abbildung 11 European Interoperability Framework [27] 
 

Kategorie Nr. Kriterium Beschreibung 

Projekt-

management 

A1 Modularisierung von 

Projekten 

Kleine, modulare Projekte lassen sich besser führen. Große Projekte sollten in kleinere 

Einheiten aufgeteilt werden. 

 A2 Definition von Zielen, 

Scope und Metrik 

Zu Beginn eines Projektes sind klare Ziele und Umfang sowie eine Metrik für die Mes-

sung der Zielerreichung in einem Business Case festzulegen. 

 A3 Aufgaben, Rollen, Verant-

wortlichkeiten 

Aufgaben, Rollen und Verantwortlichkeiten sind zu klären. 

 A4 Ressourcenplanung  Die für das Projekt benötigten Ressourcen (Zeit, Personal, Kosten) sind in der Planung 

festzuhalten. 

 A5 Monitoring und Controlling Ein kontinuierliches Monitoring und Controlling des Projektes ermöglichen Korrektur-

maßnahmen. 

Komplexität B1 Komplexität  durch Abhän-

gigkeiten 

E-Government-Projekte zeichnen sich durch eine hohe Komplexität aus. Diese resultiert 

aus kontextbezogenen und technischen Abhängigkeiten, welche u.a. aus der Größe, der 

Multidisziplinarität und der Vielfalt der Akteure entsprechender Vorhaben resultieren. Die 

Komplexität erschwert die Schätzung in der Planung und erhöht das Risiko. 

Risiko-

management 

C1 Identifikation und Umgang 

mit Risiken 

Die Identifizierung und der Umgang mit Risiken (vermeiden, vermindern, überwälzen, 

akzeptieren) sowie eine Planung für den Risikofall reduzieren die Risiken resp. ihre 

Folgen. 

 C2 Einsatz formaler Risikome-

thode 

Eine formale holistische Risikomanagement-Methode unterstützt diesen wiederkehren-

den Prozess. 

Change Mana-

gement 

D1 Führung von Veränderun-

gen 

Die Führung der organisationalen und kulturellen Veränderungen schafft die Vorausset-

zung für die Einführung und die Nutzung einer neuen Anwendung. 

 D2 Erwartungen und Annah-

men 

Der proaktive Umgang mit Erwartungen sowie realistische Annahmen über das zu 

realisierende Vorhaben sind ein wichtiger Bestandteil für Veränderungen. 

 D3 Training  Eine effektive Nutzung der Anwendung setzt ein Training der Anwender voraus und ist 

Bestandteil des Projektes. 

Human-

Ressourcen 

E1 Fachliche Kompetenz und 

Erfahrungen 

Fachliche sowie IT-Kompetenzen und Erfahrungen sind in den für das Projekt relevan-

ten Bereichen unabdingbar (Aus- und Weiterbildung). 

 E2 Projektmanagement-

Kompetenzen 

Speziell wird dabei auf Projektmanagement-Kompetenzen im öffentlichen Bereich sowie 

komplexe IT-Projekte verwiesen (Aus- und Weiterbildung). 

 E3 Ausreichend Personalres- Projekte sind ausreichend mit Personal zu besetzen. Vorzugsweise sollte dieses im 
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Kategorie Nr. Kriterium Beschreibung 

sourcen Laufe des Projektes nicht wechseln. 

 E4 Überschätzung und Ver-

sagen 

Überschätzung und personelles Versagen beeinflussen den Projektverlauf negativ. 

Führung (Lea-

dership) 

F1 Management Commitment  Die Unterstützung von Projekten durch das Top Management (Executive Commitment) 

und die Übertragung der Verantwortung des Erfolges auf eine Person auf Ebene Minis-

ter/Generalsekretär (Ownership) gibt einem Projekt die nötige Aufmerksamkeit, insb. bei 

knappen Ressourcen. 

Technologie G1 Legacy-Systeme, Cutting-

Edge-Technologien 

E-Government-Projekte können im seltensten Fall auf der grünen Wiese durchgeführt 

werden. Entsprechend sind Legacy-Systeme zu beachten. 

Wenn es sich nicht um den bewußt experimentellen Einsatz von Cutting-Edge-

Technologien handelt, ist davon abzusehen. 

 G2 IT-Sicherheit  Speziell wird der Aspekt Sicherheit (Integrität, Verfügbarkeit und Vertraulichkeit) hervor-

gehoben, dem im E-Government im Hinblick auf das Vertrauen der Anwender besonde-

re Aufmerksamkeit zu schenken ist. 

 G3 Adäquatheit der IT-

Infrastruktur und Zu-gang 

Eine adäquate IT-Infrastruktur sowie der technische Zugang zu den E-Government-

Services ist eine zentrale Voraussetzung für Betrieb resp. Nutzung. 

Software Engi-

neering 

H1 Unterstützung durch 

formale Methoden 

Effektives Software Engineering wird durch den Einsatz formaler Methoden unterstützt. 

Iteratives Vorgehen, Prototyping und effektives Testen spielen dabei eine wichtige Rolle. 

Requirements 

Engineering 

I1 Verstehen der Benut-

zerbedürfnissen 

E-Government-Projekte müssen auf die Befriedigung echter Benutzerbedürfnisse 

zielen. Das Nicht-Verstehen resp. Nicht-Beschreiben können der Benutzerbedürfnisse 

führt zu unbefriedigenden, nicht akzeptablen Projektergebnissen. 

 I2 Vermeidung von sich 

laufend ändernden An-

forderungen 

Bei sich ständig ändernden oder unvollständigen Anforderungen ist mit einem negativen 

Projektverlauf zu rechnen. Formale Methoden unterstützen die Erhebung der Anforde-

rungen. 

User und Stake-

holder Manage-

ment 

J1 Einbindung von Benutzern 

und Stakeholdern 

Stakeholder und Benutzer sind frühzeitig zu involvieren. 

Externe Bezie-

hungen 

K1 Koordination und Inte-

gration externer Partner 

oder Lieferanten 

Im E-Government sind verschiedene Dienstleister und Lieferanten involviert, teilweise 

aufgrund gesetzlicher Bestimmungen. Es gilt die externen Partner zu koordinieren, ins 

Projekt zu integrieren und Kontakt mit dem Management seitens Industrie zu pflegen. 

Eine flexible Vertragsgestaltung erlaubt es auf Veränderungen zu reagieren; insbeson-

dere bei Projekten mit längerer Laufzeit. 

 K2 Anzahl und Reputation der 

Partner 

Die Anzahl der Partner sowie deren Reputation und Zuverlässigkeit sind weitere Sub-

faktoren. 

Finanzen und 

Wertbeitrag 

L1 Finanzierung vs. Spar-

maßnahmen; Berück-

sichtigung über den gan-

zen IT-Lifecycle 

Die Finanzierung sollte auf einer soliden Basis stehen. Im Verwaltungsumfeld können 

Sparmaßnahmen Projekte kurzfristig beenden oder unterbrechen. Ein eindeutiger 

Gesetzesauftrag schränkt diese Option ein. Im Sinne des Value for Money resp. der 

Total Cost of Ownership (TCO) müssen Nutzen und Kosten des gesamten Lifecycles 

betrachtet werden. 

Rechtliche 

Rahmen-

bedingungen 

M1 Berücksichtigung des 

Legalitätsprinzips und des 

Datenschutzes 

Das Handeln der Verwaltung ist an Rechtsvorschriften gebunden. Die Verwaltung kann 

nur in diesem Rahmen tätig werden resp. hat diese zu beachten. Dies hat u.a. Einfluß 

auf die Umsetzung von Projekten, beispielsweise bei öffentlichen Ausschreibungen. 

Daher  ist es unabdingbar, rechtliche Grundlagen zu schaffen oder bestehende Rechts-

vorschriften anzupassen. Der Datenschutz ist diesem Faktor zugehörig. 

Organisation N1 IT-Governance und über-

geordnete Organisations-

ziele 

Eine Vision und eine davon abgeleitete Strategie geben die Rahmenbedingungen und 

globalen Ziele für die Entwicklung von E-Government vor; dies im Sinne der IT-

Governance. Konkrete Vorhaben leisten einen Beitrag zu den Organisationszielen. 

 N2 Anzahl involvierter OE Die Anzahl involvierter Organisationseinheiten (OE), das Verhältnis derselben zueinan-

der sowie die um Ressourcen konkurrierenden Projekte sind weitere Subfaktoren. 

Kontext und 

Umwelt  

O1 Kontext und Umwelt Ein Projekt spielt sich in einem Kontext ab, der maßgeblich von der externen Umwelt 

(z.B. Politik, Gesellschaft) und der internen Projekt-Umwelt (Verwaltung, Personal, etc.) 

beeinflusst wird. 

Tabelle 22 Synopse der IT-Erfolgsfaktoren [26] 
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Kategorie Nr. Kriterium 

H
E

R
M

E
S

 

C
O

B
IT

 

IC
O

 

IT
IL

 

Projektmanagement A1 Modularisierung von Projekten √ √ PO10   

 A2 Definition von Zielen, Scope und Metrik √ √ PO10   

 A3 Aufgaben, Rollen, Verantwortlichkeiten √ √ PO10   

 A4 Ressourcenplanung  √ √ PO10 √  

 A5 Monitoring und Controlling  √ PO10 √  

Komplexität B1 Komplexität  durch Abhängigkeiten 
√ 

√ 

PO10 
 √ 

Risikomanagement C1 Identifikation und Umgang mit Risiken 
√ 

√ 

PO9 
√  

 C2 Einsatz formaler Risikomethode 
√ 

√ 

PO9 
  

Change Management D1 Führung von Veränderungen     

 D2 Erwartungen und Annahmen     

 D3 Training  
 

√  

DS7 
 √ 

Human-Ressourcen E1 Fachliche Kompetenz und Erfahrungen √ √  √ 

 E2 Projektmanagement-Kompetenzen (√) √ PO10   

 E3 Ausreichend Personalressourcen  √   

 E4 Überschätzung und Versagen  √   

Führung (Leadership) F1 Management Commitment  
 

√ PO1-

6 
  

Technologie G1 Legacy-Systeme, Cutting-Edge-Technologien 
 

√ 

DS 
 √ 

 G2 IT-Sicherheit  
√ 

√ 

DS5 
 √ 

 G3 Adäquatheit der IT-Infrastruktur und Zu-gang 
 

√ 

DS 
 √ 

Software Engineering H1 Unterstützung durch formale Methoden √    

Requirements Engineering I1 Verstehen der Benutzerbedürfnissen √    

 I2 Vermeidung von sich laufend ändernden An-forderungen     

User und Stakeholder Mana-

gement 

J1 Einbindung von Benutzern und Stakeholdern 
(√) 

√ 

PO1 
 √ 

Externe Beziehungen K1 Koordination und Integration externer Partner oder Lieferanten 
 

√ 

AI2/3 
 (√) 

 K2 Anzahl und Reputation der Partner 
 

√ 

AI2/4 
  

Finanzen und Wertbeitrag L1 Finanzierung vs. Sparmaßnahmen; Berücksichtigung über den ganzen 

IT-Lifecycle 
 

√ 

DS6 
√ √ 

Rechtliche Rahmen-

bedingungen 

M1 Berücksichtigung des Legalitätsprinzips und des Datenschutzes 
 

√ 

ME3 
√  

Organisation N1 IT-Governance und übergeordnete Organisationsziele 
 

√ 

ME3 
(√)  

 N2 Anzahl involvierter OE 
 

√ 

PO 
√  

Kontext und Umwelt O1 Kontext und Umwelt 
√ 

√ 

PO 
  

Tabelle 23 IT-Erfolgsfaktoren und deren Abdeckung in den IT-Governance-Methoden für Projekte [26] 

 

 


